






Der Dreimännerbund Gesell, Dr. Christen und Prof. 
Polenske an der Arbeit 

Gesell begann sofort die Vorbereitung der stabilen Währung, 
der Bodenrentenabgabe zugunsten der Mütter und der Vermö-
gensabgabe zur sozial-gerechten Finanzierung der Kriegsla-
sten. Ihm stellten sich Dr. phil. Theobald Christen (l. Bild) und 
Jurist Prof. Polenske (r. Bild) zur Verfügung. Der Schweizer 
Arzt und Mathematiker Christen wirkte an einem Strahlenfor-
schungsinstitut in München. Prof. Polenske, Jurist, hörte über 
die Presse von Gesells Ernennung und reiste sofort von 
Rostock, wo er in der USPD wirkte, nach München. Er 
arbeitete als Rechtsberater und 
vor allem für die Werbung mit, 
Christen als Rechnungsbeirat. 
Allen war klar, dass sie ihre 
Reformen nicht nur gestützt 
auf den Zentralrat sondern 
auch gestützt auf eine breite 
Mehrheit in der Bevölkerung 
durchführen mussten. Der 
Arbeit Polenskes kam als Verbindungsmann des Finanzhauses 

zur  Öffentlichkeit eine wichtige Rolle zu. Gesell musste über 
das Ministerium der Regierung die nötigen Finanzmittel 
beschaffen und auf die Nöte der Bevölkerung eingehen. Um 
sich von der Kleinarbeit im Ministerium zu befreien und sich 
voll auf das große Reformwerk zu konzentrieren, für das er 
freie Hand der Räteregierung, besonders Landauers, Mühsams 
und Niekischs hatte, wollte er die an obrigkeitliches Arbeiten 
gewohnte Bürokratie des Ministeriums  zu selbstverantwort-
licher Arbeit ermuntern.  
   Die Reichsbank, die Gesell schon vergeblich im Kriege vor 
ihrer Inflationspolitik warnte, setzte diese nach dem Krieg fort. 

Gesell war klar, dass dies in der 
Enteignung des Mittelstandes 
und der kleinen Sparer enden 
und diese in die Arme der 
politischen Rechten treiben 
würde. Bereits am dritten 
Arbeitstag warnte er die 
Reichsbank in einem Telegramm 
vor dieser Politik und kündigte 
an zur absoluten Währung 

überzugehen. Das Telegramm hatte den folgenden Wortlaut.

„Der Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen der Räterepublik Baiern und der Reichsregierung stellt uns vor 
die Frage, ob  wir auch in Bezug auf die Währungen selbständig vorgehen sollen. Die Übertragung des diplomatischen 
Bruchs auf das Geldwesen würde den Wiederanschluß in beklagenswerter Weise erschweren. Ich will mit 
durchgreifenden Mitteln die Währung sanieren, verlasse die Wege der systemlosen Papiergeldwirtschaft, gehe zur 
absoluten Währung über und bitte um Bekanntgabe Ihrer Stellungnahme.  

München, 10. April 1919                      Silvio Gesell, Volksbeauftragter der Räterepublik Baiern für das Finanzwesen“  

Das Telegramm erschien  in der gesamten Reichspresse – über- 
wiegend verfälscht. Teils wurde der Satz „verlasse die Wege 
der systemlosen Papiergeldwirtschaft“ weggelassen, teils 
“Papiergeldwirtschaft“ in Bargeldwirtschaft“ umgewandelt. 
Die Berliner „Vossische Zeitung“ titelte gar „Abschaffung des 
Bargeldes in Bayern“. Bekanntlich wurde damals in der 
Sowjet-Union das Geld durch eine Berechnung der Arbeitszei-
ten in den Produkten ersetzt.. Das führte zum Zusammenbruch 
der Wirtschaft. Lenin war Realist genug, bereits auf dem 
nächsten Parteitag der KP die NÖP-Neue Ökonomische Politik 
mit einer Rückkehr zur kapitalistischen Geldwirtschaft, also 
mit Hortgeld, durchzusetzen. Das führte bereits in den 20er 
Jahren zum Staatskapitalismus statt zum Sozialismus. (1) 
Offensichtlich, das ist auch Meinung des zeitgenössischen 
Autors Dr. Rolf Engert, war es Absicht der Fälschungen   

die Freiwirtschaft als kommunistisch zu verunglimpfen. Diese 
muss wohl die Agentur Hoffmann vorgenommen haben, die 
sich der Räteregierung zur Verfügung gestellt hatte. 

Reichsbankchef von Havenstein ließ sich von seinem Kurs 
nicht abbringen und telegraphierte an Gesell zurück: „Ich 
warne Sie vor Experimenten!“  Rolf Engert schrieb dazu: „In 
einem Augenblick, da selbst der verzweifeltste Versuch, der 
katastrophalen Entwicklung Einhalt zu tun, besser gewesen 
wäre als tatenloses zuwarten, wagte man es, einen Mann, der, 
erster und einziger Fachmann auf diesem Gebiet, durch 
jahrzehntelange intensive Geistesarbeit auf alle notwendigen 
Aktionen vorbereitet, seine Hilfe selbstlos in den Dienst des 
Ganzen stellte, vor „Experimenten“ zu warnen, während man 
selbst – auf dem Weg bombensicherer Gewissheit freilich! – in 
den Abgrund hineinraste!“ 

Zur Arbeit der Abteilung Volksaufklärung des Volkshauses für Finanzen. 
Der erste Erlass aus dem Volkshaus für Finanzen an die Presse 
wurde mindestens in und um München stark veröffentlicht. Er  
war eine Art Grundaufklärung des Volkes über die neue 
Währungspolitik. Er wandte sich „an alle arbeitenden 
Gläubiger und Schuldner Baierns und des Deutschen Reiches“ 
Darin hieß es „Es wäre niemals zu der ... ziellosen 
Papiergeldwirtschaft gekommen, wenn die Maßnahmen der 

führenden Finanzmänner stets einer sachlichen Kritik aus dem 
Volk unterzogen  worden wären. ... Ich halte es für eine meiner 
wichtigsten Pflichten, für die Aufklärung des Volkes auf 
breitester Grundlage zu sorgen und habe zu diesem Zweck dem 
mir unterstellten Volksfinanzhaus eine Abteilung für 
Volksaufklärung angegliedert.      
                                                                       gez. Silvio Gesell“ 

In diesem ersten Artikel, der über „Freiwirtschaft“ handelt, wird auch erklärt, dass es sich dabei um etwas neues, etwas 
drittes handelt: dass es „zwischen dem Kapitalismus, der heute allgemein verurteilt wird, und dem Marxschen 
Sozialismus, dessen Anhänger heute stumm sind, noch ein drittes  gibt, die Freiwirtschaft“.
Ganz akut galt Gesells Arbeit dem Wiederankurbeln der 
Wirtschaft, der Sicherung des täglichen Lebens besonders für 
Alte, Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene von Gefallenen. So 
erklärte er einer Abordnung der Kriegsbeschädigten, „solange 
eine Ader in mir lebt, ist für die Kriegsbeschädigten gesorgt“. 
Prof. Polenske  erklärte der Presse, dass Gesell bei einer 
vorübergehenden Knappheit der Geldmittel zuerst 6 Mill. Mark 
für die Kriegsbeschädigten zur Verfügung gestellt hatte.  In 
einer ersten Verlautbarung hieß es, die Bürger müssen „von der    

Währung eines Landes verlangen, daß die Kaufkraft des 
Geldes sich dauernd gleich bleibt, dass das Geld währe. Eine 
solche Währung würde die meisten Unruhen,  Sorgen und 
Hemmungen beseitigen, die die bisher schwankende Währung 
über unser Volk brachte“. In  5 Punkten erklären sie die 
Bedeutung der festen Währung für Arbeiter, Festbesoldete, 
Unternehmen, Mittelstand und Bauern und die Pflicht des 
Volksbeauftragten für Finanzen über eine stabile Währung die 
Wirtschaft wieder zu Entfaltung zu bringen.

9



Reformarbeit unter militärischen Kämpfen um die Macht in München und Bayern 
Am 13. 4. war das Vorzimmer durch einen Trupp Soldaten 
besetzt. Sie erteilten keine Auskunft. „Wir beschlossen, nur der 
Gewalt zu weichen. Nach etwa einer Stunde wurden wir für 
verhaftet erklärt und  auf die Bahnhofskommandantur geführt. 
... Wir vermuteten, dass München in die Hand der Bamberger 
Regierung gefallen sei. Sofort setzten wir ein Telegramm an 
den Ministerpräsidenten Hoffmann auf, worin wir ihn baten 
unser Wirtschaftsprogramm zu prüfen und uns mit seiner 
Ausführung zu beauftragen.“  So Dr. Christen in seinem 
Tagebuch. Christen schrieb dann weiter, dass es ihr Bemühen 
war, gerade bei der Zuspitzung der Lage „mit einem 
wohldurchdachten Wirtschaftsprogramm den sachlichen Boden 
für eine Verständigung zu schaffen. Ich bin der Überzeugung, 
dass  bei gegenseitigem guten Willen eine solche Einigung 
durchaus möglich gewesen wäre, daß deshalb kein Bruderblut 
hätte fließen müssen. Ob unser Telegramm in die Hände 
Hoffmans kam, haben wir nie erfahren. Unterdessen wurden 
wir in das Polizeigefängnis verbracht und gemeinsam in eine 
geräumige Zelle eingeschlossen“.  

In der Nacht gab es erneut Kämpfe und die drei wurden von 
den jetzt siegreichen roten Garden auf freien Fuß gesetzt. Am 
anderen Tage arbeiteten sie im Ministerium an der großen 
Vermögensabgabe weiter. Hier gab es  Probleme bei der 
Beschaffung der  Unterlagen. Am Nachmittag des 14. 4. teilte 
der Zentralrat tel. mit, Gesell sei seines Amtes enthoben. Im 
Zentralrat erzielte die kommunistische Gruppe um Levine´ die 
Oberhand und übernahm die Regierung als 2. Räterepublik. 
Am  Morgen  hatten Gesell und seine Mitarbeiter für den 
Zentralrat und die Betriebsräte noch ein Aktionsprogramm 
ausgearbeitet. Ob diese es noch erhalten und diskutiert haben? 
Rolf Engert meint, das Hauptstück sei eine eingehende Darle-
gung der geplanten gestaffelten Vermögensabgabe. Leider 
stellt er gerade diese Stelle nicht dar. Den Aktionsplan selbst 
übernahm er aus „Die Freiwirtschaft vor Gericht“, die nach 
dem Prozess gegen Gesell erschien.  Seine anderen Teile 
machen die große gesellschaftliche Bedeutung der Gesellschen 
Pläne für ein neues und nicht kapitalistisches Deutschland des 
dritten Weges der Freiwirtschaft deutlich. 

1. Allgemeine große  Vermögensabgabe zur Finanzierung folgender Aufgaben:  

a) Sicherung ausreichender Fürsorge für alle Kriegsbeschädigten unter Erweiterung dieses Begriffes auf alle 
gesundheitlich oder seelisch Geschädigten; 

b) Sicherung gerechter Fürsorge für alle Arbeitslosen und für alle, die durch den Krieg in Not gerieten und noch 
geraten  werden; 

c) Sicherung der Fürsorge für die Hinterbliebenen; 

d) Aufteilung des Großgrundbesitzes und Erstellung von Heimstätten für das städtische und ländliche Proletariat. 
Beschaffung von Nutzvieh und Arbeitsgerät für diese Heimstätten  

e) Tilgung aller Staats- und Gemeindeschulden. 

2. Einhergehend mit diesen finanziellen Aktionen soll mit grundstürzenden Reformen volkswirtschaftlicher Natur 
dem Kapitalismus zu Leibe gerückt werden, so dass seine Rückkehr für alle Zeiten ausgeschlossen bleibt: 

a) Durch Freigeld soll die allgemeine Zinswirtschaft in natürlicher Entwicklung abgebaut  werden.  

b) Durch Freiland sollen die Grundrenten in die allgemeine Mütterkasse geleitet – allen Frauen eine Monatsrente 
für alle ihre Kinder ausgerichtet werden – Mutterrente, Mutterschutz – die Mütter sollen an die Stelle der 
Grundrentner treten. 

3. Arbeiter! Für den  Wiederaufbau der Volkswirtschaft und für die Erfüllung all der uns harrenden Aufgaben ist 
der Voll-betrieb der Volkswirtschaft unentratbar. Solange aber die Arbeiter nicht die große Hoffnung hegen  
können, dass es für alle Zeiten wirklich aus ist mit der unmoralischen und unnatürlichen Zweiteilung des Volkes 
in Arbeiter und Faulenzer, in Ausbeuter und Ausgebeutete, kann und wird die Arbeit nicht aufgenommen 
werden und dann werden wir dem völligen Untergang entgegeneilen. Die Einigung  auf dieses Aktionsprogramm 
wird mit einem Schlag die Lage retten. 

Verhaftung Silvio Gesells  und Dr. Christens, Prof. Polenske entkommt nach Bamberg
Nach einer weiteren Woche wurden die roten Garden von der 
Reichwehr besiegt. Gesell und seine Mitarbeiter wurden 
mehrfach inhaftiert und freigelassen. Am 4. Mai, während 
eines Spatzierganges, wurde er von einem Soldaten am 
Schlapphut, Gesells Markenzeichen während der Münchener 
Tage, erkannt und nach Meldung bei seinem Vorgesetzten mit 
Dr. Christen verhaftet. Dieser schrieb im Tagebuch: „Dieser, in 
der Voraussetzung, einen besonders gefährlichen 
Spartakistenführer vor sich zu haben, bekam einen richtigen 
Wutanfall und behandelte uns in übler Weise. Er 
kommandierte drei Mann ab und führte uns in die Stadt. 
Unterwegs hetzte er, wo Bürgergruppen standen, die Leute 
gegen uns auf. „Schauts Euch nur die sauberen  Brüder an! Der 
rechts mit dem Schlapphut ist der Finanzminister Gesell, der 
andere Dr. Kreß, der Freund von Gandorfer.“  Christen schrieb 
dazu: „Wen er damit meinte, weiß ich nicht, Meinen Namen 

hatte er offenbar  falsch verstanden. ... Uns drohte er: Wenn 
einer von euch davonlaufen will, ... er kriegt soviel Kugeln in 
Ranzen, dass er nimmer weit kimmt!“   

In diesen Maitagen war nach Niederschlagung der Roten 
Garden der 2. Räteregierung die Stimmung in München 
überheizt und es bahnte sich, geschürt  durch die Hetzerei des 
Leutnants, Lynchjustizstimmung an, die einige Tage später 
Landauer das Leben kostete:  „an die Laterne aufg´hängts 
hörens“ von rechts, „warum habt ihr sie nicht glei an die Wand 
g´stellt“  riefen andere. „Nein“ prahlte der Leutnant, „die 
müssen wir lebendig fangen.“ Dann befahl er: „In der Stadt 
nicht schießen. Will einer ausreißen, dann sofort mit  dem 
Kolben drauf,  glei auf den Schädel“.  So notierte es Dr. 
Christen in sein  Tagebuch.   

Nach dem Verhör im Polizeipräsidium wurden beide zwischen 
Nacht und Tag mit einem Begleitzettel entlassen, es liege 
gegen sie nichts vor. „Kaum hatten wir uns von den Strapazen 

erholt, erschienen drei Husaren mit einem neuen Haftbefehl. 
Der Begleitzettel gewährte ihnen einen nur kurzen Aufschub“. 
Inzwischen bemerkte Gesell in der Wohnung verschwundene 
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Papiere, mit denen der Anführer kurz darauf zurückkehrte und 
sie verhaftete. Alle drei, blutjunge Leute, handelten korrekt.   

Polenske gelang es  nach Bamberg zu entkommen, wo er 
Kontakt mit der Landesregierung aufnehmen wollte. Rolf 
Engert konnte erst jetzt, nach zwei Wochen, von Regensburg – 

mit Wartezeiten in Landsberg, weil es auch um München 
herum Kämpfe gab, nach München durchkommen und mit 
Gesell und Christen im Gefängnis Kontakt aufnehmen. 
Diesmal wurden beide getrennt untergebracht. Christen wegen 
seines sich verstärkenden Nervenleidens in einem Lazarett. 

Vorbereitung der Verteidigung Gesells  
Schweizer Freunde Dr. Christens und R. Engert gewannen 
Rechtsanwalt Gundelwein für die Verteidigung von Christen 
und Gesell.  Für ihn stellte R. Engert aus der Wohnung 
Christens wichtige Unterlagen über die Arbeit im Finanzhaus 
zusammen, die Gundelwein wesentliche Einblicke für seine 
Eingabe an den  Staatsanwalt und seine spätere 
Verteidigungsrede gaben. In den Unterlagen befand sich auch 
ein, von der kommunistischen Räteregie-
rung gestopptes Radiotelegramm, mit dem 
Gesell zu einer internationalen Valutakon-
ferenz nach München einlud. Gundelwein 
schloss nach Darstellung der Absichten 
Gesells seine Eingabe: „Nicht bestraft 
werden darf dieser Mann“ - die Anklage 
lautete auf Hochverrat -  „ sondern man 
muß ihm den Posten einräumen, um den 
sich jetzt niemand zu drängen scheint, den 
nur er auszufüllen vermöchte, und den er 
– das hat er bewiesen -  auch mutig 
einnehmen würde: wo er zum Heil und 
zur Rettung des Vaterlandes seine Ideen 
Wirklichkeit werden lassen kann.“ 
Aus Christens Tagebuch  erfuhr Engert  
viel über die Arbeit im Finanzhaus und bis zur offiziellen 

Verhaftung. So besuchten Christen und Gesell nach der 
Absetzung der ersten Räteregierung durch den Zentralrat  die 
Witwe Kurt Eisners, wo sie den gesundheitlich schwer 
angeschlagenen Gustav Landauer und Erich Mühsam trafen. 
Engert gelang es für  Gesell Literatur und täglich vegetarisches 
Essen ins Gefängnis zu organisieren. In seiner Zelle hörte 
Gesell die Einlieferung des inzwischen verhafteten Gustav 

Landauer, der von einem Soldaten- und 
Zivilistenmob gewaltsam mit 
Gewehrkolbenschlägen in den Gefängnishof 
getrieben und ermordet wurde. Ein Lynch-
mord, der nie gesühnt wurde. Bei seinem 
täglichen „Freigang“ musste Gesell an der 
eingetrockneten Blutlache seines Kampf-
gefährten Landauer vorbeigehen. Auch die 
standrechtliche Erschießung Levine´s, des 
Anführers der kommunistischen 
Räteregierung, erlebte er aus der Zelle mit. 
Christens  Schweizer Freunde organisierten 
eine Kautionszahlung und für Gesell sammelte 
sein Bruder Roman ca. 100.000 Mk. und so 
wurde Gesell ebenfalls freigelassen. Sie 
konnten sich nun in „Freiheit“  auf die 

Prozesse am 9. Juli vorbereiten.       

Gesells Verteidigungsrede – eine Anklage gegen Staat und Reichsbank! 
Rolf Engert überlegte lange wie er Gesells Gefängnisdaein in 
den Tagen der Ermordung Landauers und der Erschießung 
Levine´s aufmuntern konnte und schmuggelte mit einem 
wieder einmal freigegebenen Lebensmittelpaket eine 
Reclamausgabe von Shakespeares „Kaufmann von Venedig“ in 
die Zelle. Als es Gesell öffnete, schlug er, wie er später Rolf 
Engert versicherte,  gerade die Stelle auf, die für ihn treffend 
war und die er dann als Motto seiner Verteidigungsrede 
voranstellte: „Dies ist der Narr, der Geld umsonst auslieh, Acht 
auf ihn Schließer!“ Mit diesen Worten übergab Shylock den 
verhafteten Antonio dem Gefängniswärter 

Am Schluss seiner Rede ging Gesell nochmals auf diese Stelle 
ein und wandelte sie, auf seine Person zutreffend, ab: „Sie 
sehen meine Herren, dass es nicht so leicht ist, hier zu richten 
und unparteiisch als Anwälte einer verschuldeten Republik 
aufzutreten. Sie können doch unmöglich zugleich für Shylock 
und für seine Schuldner eintreten. Was aber noch toller ist: 
diesen widerstrebenden Interessen gegenüber können Sie sich 
nicht einmal neutral verhalten. Ich greife den Zins wirksam an, 
ich habe die verwundbare Ferse des Kapitals entdeckt. Wenn 
Sie mich verurteilen, wird Shylock sein Wort wiederholen 
können: „Dies ist der närrische Gesell, der Geld umsonst 
auslieh. Acht auf ihn, Schließer!“ Sämtliche Spekulanten und 

Wucherer, Schutzzöllner und Müßiggänger werden ihnen 
begeistert zujubeln, und Sie werden sich der Liebkosung des 
Gesindels nicht erwehren können. Sprechen Sie mich dagegen 
frei, so nehmen Sie Partei für den Finanzminister, für die 
Steuerzahler, für das Proletariat, für die Bauern. Moses, 
Lykurg, Pythagoras, Licinius, die Kirchenväter werden Ihnen 
verständnisvoll zunicken, sich zum letzten Mal im Grab 
herumdrehen und endlich die ewige Ruhe finden.“    

Gesell drehte in seiner Verteidigungsrede den Spieß herum und 
klagte den Staat und vor allem die Reichsbank wegen der 
zügellosen Inflationspolitik scharf an. Er legte dar, wie mit 
dem von ihm empfohlenen Freigeld die Wirtschaft und damit 
die Demokratie zu stabilisieren und der Kapitalismus selbst zu 
überwinden war. Die Weimarer Demokraten jedoch ließen die 
Reichsbank gewähren und entschuldeten den jetzt 
demokratischen Staat in einer Rieseninflation und zerstörten 
mit den durch Arbeit angesparten Vermögen des Mittelstandes 
auch das Vertrauen dieser Schichten in den neuen Staat. 

.Auf Rat seiner Freunde und seines Verteidigers gab Gesell 
nach und hielt diese Rede nicht, sondern überlies es 
Rechtsanwalt Gundelwein die Anklage auf Hochverrat zu Fall 
zu bringen. Sie ist Teil des Buches von Dr. Rolf Engert.   

Freispruch vor dem Standgericht. 
Das Standgericht bestand aus 3 Zivil- und 2 Militärrichtern, 
Vorsitzendem und Staatsanwalt. Die Anklage hieß: Er habe es 
“gemeinsam mit anderen unternommen, die Verfassung des 
Bundesstaates Bayern gewaltsam zu ändern“. Christen und 
Polenske hätten dabei Hilfe geleistet. Auf Fragen des Vorsit--
zenden, warum  er sich als Fremder zugetraut habe die Finan-
zen Bayerns zu leiten und ob seine Reformen allein in Bayern 
durchführbar seien, sagte er: „Meine Hauptaufgabe war es, ein 
Wirtschaftsprogramm für Bayern und das Deutsche Reich 

auszuarbeiten. Die bayrischen Verhältnisse sind  wie in der 
ganzen Welt. Die Schwierigkeiten sind die gleichen, was 
verschieden ist, ist untergeordnet. Wer sich stark weiß in der 
Lohn-, Kapital- Arbeitslosen- und Grundrententheorie, der 
kann die Finanzen eines Landes oder einer Stadt führen“.  Der 
Staatsanwalt zielte mehr auf staatsrechtliche Probleme. Gesell 
erklärte, dass er keine Zeit hatte, sich damit zu befassen. Auf 
dessen Vorhaltung, das sei ja der Hauptpunkt der Anklage,  
erwiderte er gleichgültig  „Diese Anklage geht mich wenig an“.  
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Wollte Gesell die währungsmäßige Spaltung Bayerns vom Reich?  
Darauf spitzte sich der Disput zwischen Staatsanwalt und 
Gesell zu: Dieser erklärte durchaus an den Aufbau eines 
Währungsamtes in Bayern gedacht zu haben, wie er ja 
reichsweit die private Reichsbank durch ein staatliches 
Währungsamt ersetzen wollte: „Unter der Voraussetzung, dass 
Bayern längere Zeit vom Reich abgeschlossen worden wäre, 
wäre das Währungsamt für Bayern notwendig geworden“.  

„Staatsanwalt: Sie haben den Bruch der finanziellen und 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Bayern und dem Reich 
angedroht. --- Gesell: Durchaus nicht, sondern nur die 
Einstellung der Währung auf den festen Preisstand. 

Staatsanwalt: Sie haben also den Abbruch in Beziehung auf die 
Währung angekündigt. Damit haben Sie der Reichsbank 
angedroht,  dass Sie, wenn sie nicht auf Ihre Experimente 
eingehe, selbständig vorgehen wollen. Das bedeutet den 
finanziellen und wirtschaftlichen Ruin der Räterepublik. ---  
Gesell: Durchaus nicht, - durch dieses Telegramm wollte ich 
die Reichbank einladen, die Währung nach wissenschaftlichen 
Grundsätzen zu leiten.  

Staatsanwalt: Sie ist aber nicht darauf eingegangen, sie spricht 
von „Experimenten“   ---   Gesell: Sie wäre aber darauf 
eingegangen.  ---   Staatsanwalt: Warum lehnte sie es denn ab? 
Gesell: Sicherlich, weil sie die Sache nicht verstanden hat. ...  
Meine Arbeit war darauf gerichtet, uns aus dieser unglückse-
ligen Papiergeldwirtschaft herauszuheben und zu zeigen, wie   
man das Geld zu verwalten hat, und das deutsche Volk zu 
veranlassen, der Reichsbank Richtlinien vorzuschreiben.                                                      

Staatsanwalt: Woher nehmen Sie das Recht in Anspruch, die 
Sache besser zu verstehen, als die Reichsbank? 

Gesell: Der Bankier befaßt sich nicht berufsmäßig mit der 
Währungsfrage.  ---  Staatsanwalt: Die Reichsbank wird doch 
nicht von Bankiers geleitet?  ---  Gesell: Doch. Das 
Reichsbankdirektorium besteht aus Bankiers. Die Reichsbank 
ist ein Bankgeschäft und leitet als Bankgeschäft die Währung. 
Der Bankier kennt die Währung nicht. Er kennt das Geld nur 
als Zahlungsmittel, nicht als Tauschmittel. Der Bankier lernt 
das Geld kennen, wie der Kaufmann das Eisen kennt, der das 
Gewicht benützt.  ---  Staatsanwalt: Woher haben Sie die 
Qualifikation diese Sache besser zu verstehen, als, sagen  wir, 
die Beamten?    ---   Gesell: Ich beschäftige mich seit dreißig 
Jahren mit der Frage“. 

Nachdem es Gesell gelungen war, die Reichsbank statt seiner 
in den Anklagestand zu versetzen, fragte der Staatsanwalt nach 
seinem Werdegang. Gesell verband die Antwort mit einer 
Darlegung der Entwicklung seiner Ideen und schloss: 
„Angriffe gegen meine Theorien hat noch niemand gewagt. Sie 
ist unangetastet. Telegramme, wo man mich lächerlich zu 
machen sucht: „Ich warne vor Experimenten“ - aber keinen 
sachlichen Einwand“.  

Der Staatsanwalt stellte durch Verlesen des Telegramms an die 
Regierung Hoffmann fest, dass sich Gesell auch der Regierung 
Hoffmann und dem Landtag zur Verfügung gestellt hatte.  

Damit war das Verhör Gesells beende

Vernehmung Dr. Christens und der Zeugen.
Dr. Christen erklärte zum Verhältnis der Gesell´schen 
Reformen zu den Staatsformen: Unsere Reformen könnten 
unter einem König ebenso gut durchgeführt werden wie unter 
einer Demokratie oder einer Räteregierung. Wenn die 
Reichsbank so weiterwirtschaftet, sind wir verloren, gleichviel, 
ob ein König da ist oder eine Räteregierung“. Auch Christen 
zog seine Vernehmung ins Grundsätzliche. So sagte er zu 
seinem Verhältnis zu Gesell: „Herr Gesell ist kein Mann der 
Wissenschaft, aber ein genialer Denker. Ich habe mir Mühe 
gegeben, seine Ideen exakt wissenschaftlich zu fassen. Vier 
Aufsätze von mir sind in den „Annalen des Deutschen 
Reiches“ erschienen.  Diese Gedanken wurden totgeschwiegen, 
und ich glaube sagen zu können, dass sie richtig sind. Sie 
haben sich ja auch in Argentinien bewährt. Daraufhin sind 
Gesell und ich berechtigt, zum mindestens anzunehmen, dass 
diese Gedanken nicht widerlegt sind. ...  Sie sind hundertfach 
bewährt in der Geschichte. ...  Die Währung ist nicht statisch 
zu verstehen, sondern dynamisch. Um sich das klar zu machen, 
denken Sie an die Flugmaschine.  Wer statisch denkt, sagt, die 
Maschine ist schwerer als Luft, also kann sie nicht fliegen; aber 
das dynamische Prinzip  kommt durch den Motor zur Geltung“.                                                                                        

Im Anschluss daran setzte sich Christen voll für die Ideen 
Gesells und für ihre Bedeutung für die Zukunft ein: „Die 
Gesellschen Reformen sind von größter Bedeutung für 
Jahrhunderte. ...  Sind wir nicht Toren, wenn wir uns nicht 
wenigstens die Frage vorlegen, ob wir diese Ideen nicht in die 
Tat umsetzen sollen? Gesell hat die Reichsbank gewarnt seit 
Ausbruch des Krieges. Es ist alles eingetroffen, was er 
voraussagte. Ich stelle die Behauptung auf: Wenn ein Mensch 
in Deutschland fähig ist, die Wirtschaft zu retten, so ist es 
Gesell, und daher fühle ich mich verpflichtet, mit ihm zu 
arbeiten“.    

Es  wurden noch mehrere Personen vernommen, die für die 
Angeklagten eintraten. Prof. Polenske wurde in Bamberg für 
ca. 2 Wochen in Schutzhaft genommen und ohne ein Verfahren 
(?) nach Rostock entlassen. Vor der Verhaftung konnte er das 
mitgeführte Material ordnen und einen Druckauftrag beim 
freiwirtschaftlichen Verlag in Erfurt erteilen. In 
Gefangenschaft schrieb er ein „Lustspiel“ über diese 
Ereignisse, das auch der Staatsanwalt im Prozess gegen Gesell 
verwandte, der selbst das Stück mit dem Titel „10 Tage 
Rätefinanzminister“ noch gar nicht kannte.  

Zu Gesells Verständnis des Politischen.  
Unter den Zeugen war  Ernst Niekisch 
besonders wichtig. Von ihm gibt 
Engerts Buch keine Auskunft, ob auch 
er angeklagt wurde. Immerhin war er 
Präsident des Zentralrats der Arbeiter- 
und Soldatenräte und hatte sich vor 
diesem mit Landauer und Mühsam für 
die Berufung Gesells eingesetzt. Gegen 
letzteren wurde zur gleichen Zeit wie 
gegen Gesell verhandelt. In der nur 

Erich Mühsam               kurzen Verhandlungspause wurden die 
Teilnehmer des Prozesses gegen Gesell und Christen auf dem 

Gang Zeugen eines äußerst lautstarken Streits zwischen 
Staatsanwalt und Erich Mühsam. Wurde nur gegen Mitglieder 
der Räteregierung verhandelt und war Niekisch nur 
Verbindungsmann zwischen Räteregierung und Zentralrat? 
Dieser hatte die Räteregierung gebildet und war so ihr 
eigentlicher Urheber, der „seine“ erste Regierung ja auch 
absetzte und auch die zweite, nämlich die kommunistische 
Regierung, einsetzte. Während mein Lexikon keine Auskunft 
über Niekisch gibt, nennt es den Lyriker Erich Mühsam und 
seine Ermordung 1934 in einem NS-Konzentrationslager, aber 
nicht seine Beteiligung an der Räteregierung. Hatte Landauer  
die Funktion des ersten Volksbeauftragten ? 
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Niekisch fühlte sich wohl für Gesell besonders verantwortlich 
und wollte ihn durch Untertreibung seines politischen 
Verständnisses entlasten, was sich dieser in seinem 
Schlusswort nicht bieten ließ. Niekisch, der die Lehren Gesells 
in der SPD vertrat, erklärte: „Gesell sind die politischen Dinge 
recht gleichgültig. Er ist ganz und gar erfüllt von seinen 
Wirtschaftslehren und hat das Bestreben, diese Lehren zu 
verwirklichen. Ich glaube, dass es ihm an Verständnis für die 
einfachsten politischen Dinge fehlt“. ....  Auf die Frage des 
Vorsitzenden: „Hat er Sie nicht gefragt wie kommt ihr auf 
mich?“ erwiderte Niekisch: „Nur ein Mann, der weniger Glut 
für seine Ideen hat, wird solche Frage stellen. Ich halte ihn für 
ein Kind in politischen Dingen. ... Es wäre ihm ganz gleich, ob 
er unter dem Schah von Persien oder unter der Kaiserin-Witwe 
von China das Finanzwesen leite“.  

In  seinem Schlusswort wehrte sich Gesell gegen Niekischs 
Unterstellungen und den Vorwurf des Staatsanwalts , ein 
Nichtpolitiker sei als Finanzminister ungeeignet: „ ... Ich 
behaupte, ein Parteimann kann als Finanzminister überhaupt 
nicht in Frage kommen. ...Ein Parteimann kann nicht 
Volkswirtschaft treiben. Er würde sie nur immer in der 
Richtung seiner Partei treiben, und damit würden wir nie aus 
dem Chaos herauskommen. – Dass man mich hier als 
politisches Kind betrachtet, wie Herr Niekisch  getan hat, das 
ist durchaus unzutreffend. Ich möchte betonen, dass davon 
keine Rede sein kann. Ich gehe über die Personen hinweg und 
erkenne die Grundlagen der Politik. Ich habe eine tiefere 
politische Witterung als die gewöhnlichen Politiker, die sich 
mehr nach Personen richten als nach den politischen 
Triebkräften“.  

Die Vernehmung Dr. Christens 
Nach Gesell kam Dr. Christen an die Reihe. Rolf Engert 
schrieb dazu: „Noch immer erschreckend bleich, aber von einer 
furchtlosen Angriffslust erfüllt, wie seine funkelnden Augen 
verrieten“, legte er jetzt den Richtern ein  in  neun Thesen 
zusammengefaßtes Papier auf  den Tisch, die er „in der ihm 
eigenen geschliffenen Formulierung verlas. Sie gipfelten in 
These 8 und 9: „ ... Mit den Methoden der Reichsbank wird die 
Volkswirtschaft unter einer Monarchie ebenso ruiniert, wie 
unter einer Demokratie oder einer Räte-Republik. Selbst in 
einer Räte-Republik konnten wir dem bayrischen Volk aufs 
beste dienen, wenn Gesell  das Steuer der Währung in die Hand 
nahm, um noch in letzter Stunde das Schiff von der Klippe 
abzudrehen, auf die es aufzulaufen droht und an der es mit 
Sicherheit zerschellen wird, wenn man unsere Warnungen 
weiter in den Wind schlägt. Auf diese Rettungsarbeit allein 
kam es uns an. Wir überlassen es unseren Herren Richtern als 
billig denkenden Menschen, zu beurteilen, ob  eine aus dieser 
Überzeugung unternommene Handlung ein Hochverrat ist“.  

Nach weiteren Zeugenvernehmungen beantragte der 
Staatsanwalt die Verurteilung der Angeklagten wegen 
Hochverrats, Gesell zu zwei  Jahren Festungshaft, Dr. Christen 
zu einem Jahr. drei Monaten.            

Es folgte die schwungvolle Verteidigungsrede des 
Rechtanwalts Gundelwein, die nach einer Schilderung der 
Arbeit der Angeklagten folgendermaßen schloss:  „ ... Die 
Eigenschaften,  die diese beiden Männer in sich vereinigt 

 haben, die allein können unserem armen Vaterland wieder 
aufhelfen“  

Rolf Engert  äußerte sich zu dieser Rede: „ ... War ich es doch, 
der Rechtsanwalt Gundelwein , der bis dahin keine Ahnung 
von diesen Dingen hatte, in den zwei Monaten meines 
Münchener Aufenthaltes in die Freiwirtschaft einführte, so dass 
er sie nicht nur in ihren Grundzügen – wie seine Ausführungen 
zeigten – voll begriffen hatte, sondern auch selbst von ihr in 
seinem Wesen weitgehend ergriffen worden war.“ 

In der Verhandlungspause gab sich der Staatsanwalt auf dem 
Gang im Gespräch mit dem Verteidiger überzeugt, dass Gesell 
verurteilt wird.  

Nach  kurzer Beratung erschien der Gerichtshof wieder und 
verkündete das Urteil: Einstimmiger – kostenfreier – 
Freispruch. Engert schrieb dazu: „Man konnte sich bei dieser 
Urteilsverkündung  des Gefühls nicht ganz erwehren, als habe 
auch der Gerichtshof durch den Lauf der Verhandlung, den 
Eindruck gewonnen, vor etwas Überragendem zu stehen, dem 
die Zukunft gehört“.  Immerhin war Staatsanwalt Hahn wegen 
seiner Härte berüchtigt – er hatte die Todesstrafe für Leviné  
beantragt  

Das Urteil war mehr als alle, auch der Verteidiger, erwartet 
hatten, Die Verhandlung dauerte  von  15 – ca. 21 Uhr. Danach 
gab es noch ein Treffen der Beteiligten bis Mitternacht und 
Gesell konnte allen ein Exemplar der soeben eingetroffenen 
neuen Auflage seiner NWO überreichen.

Nachworte des Verfassers über die historische Bedeutung der Arbeit Gesells und seiner Freunde in 
München, auch für die heutigen Aufgaben und zur Aufnahme dieser Arbeit in der auf ihn 
zurückgehenden NWO-Bewegung 

Mit dem Scheitern der Räteregierung scheiterte auch der 
erste Versuch der Freiwirtschaftsbewegung die junge 
Demokratie in Deutschland auf den Grundlagen einer 
sozial gerechten und krisenfesten Wirtschaft zu sichern. 
Die demokratischen Parteien ließen die Reichsbank unter 
Leitung des aus dem Kaiserreich übernommenen Präsidenten, 
des Geheimrates von Havenstein, weiter die Inflation treiben 
und zwar bis zur Entschuldung der Republik und zur totalen 
Enteignung von Sparern aus dem Mittelstand, die ja mit den 
gezeichneten Kriegsanleihen  Gläubiger des Kaiserreichs und 
seines republikanischen Nachfolgestaates der Weimarer 
Demokratie waren. Die Kriegsgewinner bauten dagegen mit 
Hilfe der Inflation ihre Konzernimperien auf, z.B. der 
Stinneskonzern. Sie zahlten aufgenommene Schulden, z.B. 
zum Aufkauf zusammengebrochener Firmen oft „für´n Appel 
und ´n Ei“ mit in ihrer Kaufkraft entwertetem Inflationsgeld 
zurück. Staat wie Konzerne handelten nach dem 

fadenscheinigen und damals betrügerischen Ganoven--
„Grundsatz“  Geld ist Geld – Goldmark von 1914 = 
Papiermark von 1923. In der Inflation erreichten die 
Rechtsparteien, besonders mit dem Hitlerputsch, dem zwar 
gescheiterten Marsch zur Feldherrnhalle in München, ihren 
ersten Höhepunkt und die Demokratie verlor das Vertauen von 
Millionen von Deutschen. Das zahlte sich bereits bei den 
Wahlen 1924 aus. Die Rechten legten zu, allein die NSDAP 
stieg auf 1,9 Mill. Stimmen. Und das trotz der 
Stabilisierungserfolge mit der knapp gehaltenen Rentenmark. 
Diese senkte die Zahl der Arbeitslosen auf 300.000. Die Erfol-
ge der Rechten gehen eindeutig auf die Nachwirkung der Infla-
tion zurück. Die Inflation wurde exakt bei einem Kurs von 4,2 
Bill. Reichsmark zu einem Dollar gestoppt, nachdem die Ent-
schuldung des Staates und der Inflationsgewinner erreicht war. 
Genau das wollten Gesell und seine Mitarbeiter verhindern. 
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Der zweite Versuch  die gesellschen Reformen im Kleinen, mit Freigeldprojekten als Beispiel für die große 
Politik, in der  Weltwirtschaftskrise umzusetzen, scheiterte auch an der Borniertheit der Demokraten. 
In Deutschland und in Österreich verteidigten diese nicht die 
erfolgreichen Freigeld-Versuche zu ihrer landesweiten 
Verwirklichung. Damit hätte die Arbeitslosigkeit schnell und 
drastisch genug abgebaut und Hitler noch zu Fall gebracht 
werden können. In Deutschland wurde das Freigeld von 
Schwanenkirchen in Bayern auf Drängen der Reichsbank vom 
schon mit Notverordnungen halbautokratisch herrschenden 
Reichskanzler Brüning verboten. In Österreich wurde das 
Freigeld von Wörgl durch einen Prozess der Nationalbank, 
ebenfalls eine private Aktiengesellschaft wie die deutsche 
Reichsbank, juristisch abgewürgt als ca. 130 Gemeinden, die 
die Hälfte der Bevölkerung vertraten, ebenfalls Freigeld 
einführen wollten. Vor allem verwundert es, dass die SPD und 
die SPÖ diesen RETTUNGSANKER nicht ergriffen und sich 
für Freigeld einsetzten, was sie ja heute auch nicht tun. 
Während sie heute mehr oder weniger kapitalistisch orientiert 
sind, vertraten sie damals noch den Marxismus, wobei sie 
hofften, der demokratische Sozialismus führe mit den 
Methoden der Staatswirtschaft nicht wie in der Sowjet-Union 

zur Diktatur der Staatspartei. Dennoch: Vor allem der 
erfolgreiche Versuch des Sozialdemokraten und 
Bürgermeisters von Wörgl mit umlaufgesichertem Freigeld die 
Krise zu stoppen, wäre Grund genug gewesen die damaligen 
marxistischen Methoden zu überprüfen. Dass alle 
kapitalistischen Kräfte lieber die Rüstungs- und Kriegspolitik 
Hitlers unterstützen, liegt auf der Hand, denn sie sicherte ihnen 
große Gewinne. Gesells Freigeld dagegen, würde durch den  
Zwang Geld ausgeben zu müssen, auch wenn dadurch der 
Kapitalgewinn, der Zins, unter dem Druck des immer größer 
werdenden Kapitalangebots immer schneller gegen null sinkt, 
zur sanften Überwindung des Kapitalismus selbst führen. 
Gerade diese „Nabenwirkung“ der auch für Unternehmer und 
Gesamtwirtschaft vorteilhaften Konjunkturstabilisierung durch 
Freigeld ist es ja,  dass Kapitalbesitzer aus 
Selbsterhaltungsgründen das Freigeld ablehnen. Auch 
Kapitalisten sägen sich nicht gerne den Ast ab, auf dem sie 
sitzen, den ZINSES-ZINS-AST.

ALTERNATIVEN veröffentlichte in Nr. 64/65 aus Anlass der Machtergreifung Hitlers vor 75 Jahren einen Aufsatz von Prof. 
Bernd Senf „  ... Wie konnte es dazu kommen ?“ Die 8 Seiten mit einem gemeinsamen Aufruf von A3W und HWP. geben einen 
Überblick über die Wirtschaft der  Weimarer Republik zwischen Inflation und Deflation und die Auswege des dritten Weges der 
NWO Silvio Gesells. Wir kopieren und versenden sie zu €.     Diese Versuche bestätigten die Theorien Gesells und bewiesen die 
Funktionsfähigkeit seines Freigeldes, ob es in einem großen Land, weltweit oder in einer Gemeinde angewandt wird. Gesell 
erlebte sie nicht mehr. Er starb an einer Lungenentzündung im März 1931.  Wie er es aus den von ihm entdeckten 
Gesetzmäßigkeiten des kapitalbedingten Geldwesens vorhersagte, dauerte es t keine 25 Jahre bis diese Entwicklung zum zweiten 
Weltkrieg führte. Dazu bitte die Warnung Gesells von 1918 am Beginn dieses Aufsatzes noch einmal lesen!  Vor seinem Tode 
wurde er von Berta Heimberg, der Geschäftsführerin der FWB-Freiwirtschafts- bund, gefragt, ob er sich eine Zusammenarbeit 
mit der NSDAP vorstellen könne, was er heftig verneinte. Berta Heimberg ging als Jüdin nach 1933 in den politischen 
Untergrund, bis sie sich der Gestapo noch vor dem Kriege durch Flucht entzog.  

Zur Radikalisierung der politischen Ansichten Gesells unter dem Einfluss der Rätezeit.  Dass es dazu kam, 
wird auch von Günter Bartsch in seinem geschichtlichen Grundriss bestätigt: „Die NWO-Bewegung Silvio 
Gesells von 1891 – 1992/93“. Leider geht er auf die Arbeit Gesells und seiner Freunde in München kaum ein. 
Der vorgesehene Untertitel beschreibt mehr die Organisationsbildungen, die sich auf Silvio Gesell beriefen.

 Wenn Gesell danach stärker die anarchistische Seite seiner 
Ideen betonte, fand das vor allem in der dann entstehenden 
größten Organisation, dem eher bürgerlich-liberalen  FWB-
Freiwirtschaftsbund, kaum einen Niederschlag. Auch seine 
letzte Schrift, in der er die Folgewirkung seiner Reformen, eher 
als Vision der Zustände in einem „abgebauten Staat“ schildert, 
wurden dort wenig beachtet, wie auch sein Bündnis mit den 
rätedemokratsichen Kräften und seine Arbeit als 
Volksbeauftragter der Räteregierung eher kritisch-ablehnend 
von einem Teil seiner Anhänger  betrachtet wurde. Gesell 
organisierte sich auch nicht im FWB, sondern zeitweise im 
Physiokratischen Kampfbund, dem Arbeiterflügel der 
Bewegung. Diskussionen, ob die Mitbestimmung des Volkes 
nicht viel besser als in der letztlich doch von den  

Kapitalkräften bestimmten parlamentarischen Demokratie in 
einem Rätesystem zu verwirklichen sind, hat es – auch nach 
dem 2. Weltkrieg – kaum mehr gegeben. Vor allem wurde die 
Idee der Rätedemokratie in der Sowjet-Union zum Ausbau der 
Macht der Kommunisten missbraucht, die letztlich zur Diktatur 
einer Staatspartei führte. Und das hat nun nichts mehr damit zu 
tun, dass die Bürger auf den unteren politischen Ebenen, den 
Gemeinden und Betrieben ihre Angelegenheiten selbst regeln 
und ihre Delegierten in die höheren Ebenen – Kreise und diese 
in die Länder und diese in den Staat entsenden  mit 
Berichterstattungspflicht und Bindung an die Aufträge der 
jeweils unteren, sie entsendenden Räte, was die Abberufung 
einschließt, falls die Weisungen der unteren demokratischen 
Ebenen nicht befolgt werden. 

Zum Umgang mit Gesells Plan einer großen Vermögensabgabe und einer darauf fußenden 
GRUNDSANIERUNG der Gesellschaft nach der Münchener Zeit und auch nach 1945.
Sie war ursprünglich nicht Teil seiner NWO. Unter dem Druck 
der Regierungsverantwortung mit den Kriegsschulden 
Deutschlands nach innen, den  154 Mrd. Mark Kriegsanleihen 
der Bürger, und den noch kommenden Reparationen an die 
Siegermächte – ebenfalls in dieser Größenordnung -  
umzugehen und erstere  nach dem verlorenen Krieg nicht zu 
enteignen und in Verarmung zu stürzen, wie es dann die 
Weimarer Demokratie per Inflation dennoch tat, ist die Idee der 
Vermögensreform unmittelbar in Gesells Arbeit als 
Volksbeauftragter für Finanzen entstanden. Danach ist dieser 
Punkt aus den späteren NWO-Programmen wieder 
verschwunden. Das gilt auch für NWO-Programme nach 1945. 

Ob sie im Programm der RSF, der ersten NWO-Partei, die 
1946/47 entstand, deren Mitglied ich noch in der SBZ-
Sowjetische Besatzungszone wurde, weiß ich nicht mehr. Ihre 
ersten Vorstände waren immerhin noch von früheren 
Mitgliedern des Physiokratischen Kampfbundes, der linkesten 
Gruppe der NWO-Bewegung, besetzt. Auch das neue 
Programm der HWP-Humanwirtschaftspartei, der 
Nachfolgepartei der FSU, fordert nach meiner Kenntnis keine 
Vermögensabgabe zur Sanierung der in 50 Jahren 
Nachkriegskapitalismus durch Ausbeutung der Arbeit der 
Menschen und durch weitgehende Naturzerstörung 
entstandenen Schäden. 
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Die Summe aller Vermögenswerte dürfte in etwa der Summe 
der Gesamtausbeutung (vorenthaltene 
Lohnsummen/aufgeschlagene Zinsanteile in den Preisen, die in 
die Gewinne der Kapitalbeteiligten an der Wirtschaft 
übergegangen sind) entsprechen. Hinzu kommen die 
gesellschaftlichen Ausfälle für ein zeitgemäßes Bildungs- und 
Gesundheitswesen, Vernachlässigung der Kultur u.v. mehr. 
Prof. Moewes hat es kürzlich ich „Humane Wirtschaft“ 
„Grundsanierung“ und dafür die Vermögenssteuer als 
Finanzierungsquelle genannt. Die Bürgerinitiative A3W – 
ALTERNATIVE DRITTER WEG forderte 2005 in der den 
Parteien zur Verfügung gestellten  Wahlaussage zur  
Bundestagswahl unter Punkt 5: „Umlaufgesichertes Geld 
entmachtet das Finanzkapital und ermöglicht eine hohe 
Besteuerung nicht leistungsgerechter großer Einkommen und 
Vermögen als Lastenausgleich für die in 50-jähriger Herrschaft  

 

des Kapitals nach dem Krieg angerichteten  Sozial – Kultur- 
und Ökoschäden.“ 

Das entspricht der sich Silvio Gesell nach dem Weltkrieg 
stellenden Aufgabe der sozial gerechten Beteiligung aller an 
den Kriegsfolgeschäden. Die NWO-Bewegung hat eine 
Diskussion über eine Vermögensreform nach 1945 kaum 
geführt. Angesichts der geringen Vermögen und des im 
Vordergrund stehenden Wiederaufbaues des zerstörten Landes 
bestand dafür kein Anlass. Erst in den letzten Jahrzehnten 
stiegen die Vermögen über ihre Verzinsung rasant an und es 
zeigen sich immer stärker die der Gesellschaft aufgebürdeten 
Schäden dieser einseitigen und nicht durch eigene Arbeit 
erzielten Vermögensverteilung,  der Privatisierung der 
Gewinne und der Sozialisierung der Verluste, die  a l l e n  
einen Riesenschuldenberg mit hohen Zinslasten bei nur 
schlechter Befriedigung öffentlicher Bedürfnisse führte. 

Grundvoraussetzung einer gesellschaftlichen GRUNDSANIERUNG ist heute wie 1919 die Sicherung des 
Geldumlaufs gegen jegliche Manipulationen mit dem Tauschmittel, die Entmachtung der Geldbesitzer, so dass 
sie aus Gründen der Selbsterhaltung auch dann investieren 
müssen, wenn gerade durch diesen Investitionszwang die 
Kapitalrendite in Nullnähe sinkt. Durch diesen Geldumlauf-
zwang wird dem Kapital das Machtmittel der Geldhortung 
zerschlagen und das Geld in ein der Arbeit dienendes 
Tauschmittel verwandelt. Dann erst ist ein LASTEN-
AUSGLEICH über eine  VERMÖGENSREFORM 
möglich. Dies sollte in den nächsten Jahren eine 
Hauptforderung der NWO-Bewegung werden. Gesell zeigte 
1919 dafür den Weg! Damit stellen wir uns auch den billigen 
Parolen der Parteien des Besitzbürgertums entgegen, die 
Wählerstimmen des unter der Diktatur des Großgeldes immer 
stärker schwindenden Mittelstandes mit dem Versprechen auf 
niedrigere Steuern nach der Bundestagswahl zu ködern. Im 
Gegenteil werden Gelder für die fällige GRUNDSANIERUNG 
gebraucht, zumal nach allerjüngsten Meldungen mit einem 
Steuerausfall von 40 - 50 Mrd. € noch 2009 und fast 230 Mrd. 
bis 2013 gerechnet wird. Es gibt nur eine Quelle, die noch 
anzuzapfen ist, und das sind die Großvermögen, die in den 

letzten 50 Jahren durch die Arbeit des Volkes entstanden 
und diesem durch Lohnkürzungen vorenthalten wurden, 

In der NWO-Bewegung gibt es kaum Diskussionen, wie mit 
den Großvermögen nach der Einführung des Umlaufgeldes zu 
verfahren ist. Dadurch wird die These vom Abschmelzen der 
Riesenvermögen, wenn diese nicht mehr um Zins und 
Zinseszins wachsen, vertreten. Dieses Abschmelzen kann bei 
den Spitzenvermögen, die sich in der Zinswirtschaft jeden Tag 
und jede Nacht stark  mit Hilfe einer unsinnigen 
Zinseszinsrechnung „vermehren“ sehr lange dauern,  Mit 
Umlaufgeld kann das steuerlich wesentlich verkürzt werden – 
wie es Gesell schon 1919 wollte. Da die Großvermögen auf 
Ausbeutung der Arbeit,. Zerstörung der Natur und vielfacher 
Schädigung der Gesellschaft beruhen, ist es berechtigt, dies 
steuerlich auszugleichen, sobald das Geldkapital dies nicht 
mehr durch einen Generalstreik des Geldes verhindern 
kann, nämlich ab der Einführung des Gesellschan Umlauf- 
und Freigeldes, das uns von der Diktatur des Geldes 
befreit.  

Ein Wort zur Hauptquelle für diesen Aufsatz: Dr. Rolf 
Engert schöpfte aus eigenem Erleben, dem Tagebuch Dr. 
Christens, den Veröffentlichungen, die auf Prof. Polenske  
zurückgehen. 1920 folgte die Broschüre „Freiwirtschaft vor 
Gericht“. Daraus arbeitete Engert in der DDR diesen Text aus, 
den nach seinem Tode seine zweite Frau in die BRD mitnahm 
und vom Gauke Verlag 1986 unter dem Titel „Silvio Gesell in 
München 1919“ veröffentlicht wurde. Von ALTERNATIVEN 
und bei Treffen von DRITTE WEG Kreisen wurden ca. 40-50 
Exemplare verkauft. Um 2000 gab es nichts mehr. Irgendwie 
kam bei mir ein Exemplar an Land, so dass dieser Text erstellt 
werden konnte. Der Verlag wäre gut beraten, das Interesse für 
eine Neuauflage festzustellen, damit das Wissen über dieses 
Ereignis erhalten bleibt. Der schleppende Verkauf der ersten kl. 

Auflage in 15 Jahren ermuntert ihn nicht zu einer Neuauflage. 
Der Verlag will das Buch in die DVD-Aufnahme aller Gesell-
Texte in eine erwägen. Auch das führte dazu die geplanten 4 
Seiten mit den Bemerkungen des Verfassers zur Arbeit Gesell 
1919 unter heutigen politischen Aspekten zu verdoppeln. Eine 
weitere Zweitquelle ist die Biographie Silvio Gesells des 
Schweizers Werner Schmid,  Nationalrat der LIBERALSO-
IALISTISCHE  PARTEI – LSP. Sie erschien in den 50er 
Jahren und ist vergriffen. Dieses ca. 350 Seiten  Buch 
behandelt auf ca. 30 Seiten dieses Thema. Ich habe noch ein 
Exemplar, es ist z. Zt. unter Gesellfreunden in meiner 
Heimatstadt Großenhain in Sachsen im Umlauf. Ich habe es 
nicht benutzt, weil mir das Engertsche Buch wesentlichere 
Auskunft zu geben scheint.

Für die allgemeine Werbung für die NWO könnte dieser Text doch ganz gute Dienste leisten. Er steht anderen Publikationen zur auch 
gekürzten Veröffentlichung und in Auszügen gegen Quellenangabe zur Verfügung. Über kritische Stellungnahmen freue ich mich. Wer 
aus anderen Schriften noch etwas zur Sache beitragen kann, auch zu meinen eigenen Bemerkungen Stellung nehmen will, halte mit 
ihrer/seiner Meinung nicht hinter dem Berge.   Dieser Text kostet mit Porto €. 1,50 . Für größere Mengen: Stück € 1,- + 1,45 Porto bis 
zu 500 Gramm= ca. 25 Ex. G. Otto,31079 Eberholzen, Gänseberg 11 - www.alternativen.biz -Mail: alternative-dritter-weg@t-online.de

Anmerkungen: (1) Zur Auseinandersetzung Marx-Gesell gibt es vom Autor 2 Texte „Warum der Marxismus scheitern musste“ und „Der Dritte 
Weg der PDS in den demokratischen Sozialismus oder in einen Sozialkapitalismus?“. Einzeln je 3,50, zusammen 6,-.  

(2) Dr. Christen starb wenige Monate nach Rückkehr in die Schweiz trotz gelungener  Operation und Aufnahme einer ärztlichen Praxis am für 
ihn klimatisch günstigeren Genfer See. 

(3) Über Wörgl informiert: „Der Welt ein Zeichen geben“ € 15,- und über Schwanenkirchen + Wörgl + Reformsiedlungen  ein Text zu  € 8
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Bernd Hack                Z i n s e n – eine Geißel der Menschheit 

          Zur Rechtfertigung des Zinsverbotes 

I. Zinsen und Zinseszins – Hauptgründe für viele Arme und wenige Reiche 

Einkommen und Vermögen, die in 
Deutschland – und anderswo – 
erarbeitet werden, sind 
ungleichmäßig verteilt. Der 
Verarmung von Vielen steht die 
Bereicherung von Wenigen 
gegenüber. Die Soziale Schere 
geht immer weiter auseinander. Es 
entsteht eine wachsende 
Unterschicht. Die „neue Armut“ war 
das Schlagwort am Ende des 
Jahres 2006. Die sozialen Span-
nungen nehmen zu. 

„Die Gewinne sind in den letzten 13 
Jahren um 61%, die Arbeitsentgelte 
um 33% gestiegen. Die Lohnquote 
ist um 5% gesunken. Die 
Nettoeinkommen der Arbeitneh-
merhaushalte lagen 2004 real um 
zwei Prozent unter denen des 
Jahres 1991, obwohl das Volkseinkommen um 18% 
gestiegen war“ (Professor Friedhelm Hengsbach, 
SJ, „Sind Investivlöhne für Arbeitnehmer eine gute 
Sache?“ in: Der Tagesspiegel vom 10.12.2006, 
Seite 18). 

Einer der Hauptgründe für diese Schieflage sind die 
Zinsen und Zinseszinsen, die letztlich im privaten 

Bereich die Verbraucher und im 
öffentlichen die Steuerzahler 
aufbringen müssen. Nutznießer sind 
– ohne eigene Arbeitsleistung – die 
Inhaber von Geldvermögen, die Kre-
ditgeber. Auf diese Weise wechselte 
z.B. 2005 in Deutschland die stolze 
Summe von ca. 400 Mrd. Euro den 
Besitzer; mit steigender Tendenz. 
(vgl. Helmut Creutz, „Was wäre, 
wenn die Zinssätze auf die Hälfte 
sinken würden?“ in: Fairconomy Nr. 
4 vom Dezember 2006, Seite 6). 

In der breiten Öffentlichkeit und 
auch in der Politik wird die 
verheerende Wirkung der Zinsen 
kaum wahrgenommen. Man beklagt 
und diskutiert zwar den Zustand der 
hohen Verschuldung, verfasst 
Armuts- und Sozialberichte. 

Aber kaum einer geht dem Übel auf den Grund und 
analysiert es scharf und unvoreingenommen. Man 
verharrt vielmehr auf der jahrelang geübten Praxis 
und hofft auf den nächsten Konjunkturaufschwung. 
Im Folgenden sollen eine Fehlerquellenanalyse 
versucht und Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt 
werden. 

II. Überschusswirtschaft – ein Verstoß gegen das Naturrecht. 

Zinsen sind das Entgelt für die vorübergehende 
Nutzung fremden Geldes pro Zeiteinheit; also der 
Preis, den der Kreditnehmer dem Geldinhaber und 
Kreditgeber pro Zeiteinheit - meist pro Jahr; p.a. - 
zahlen muss. Kurz: Der Preis des Geldes. 

Die Vergabe eines Kredites setzt grundsätzlich 
voraus, dass der Kreditgeber beim Wirtschaften 
einen Überschuss erzielt hat, den er gegenwärtig 
nicht benötigt; dass er also der Natur, seinem 
Lebensraum, mehr entnommen hat als notwendig. 

Wirtschaften bedeutet die Herstellung der für einen 
angemessenen Lebensunterhalt erforderlichen 
Güter und (Dienst-)Leistungen. Dazu gehören beim 
Menschen, einem geistigen, sich selbst bewussten 
Lebewesen, der „Krone der Schöpfung“, auch 
Aufwendungen für Bildung, Forschung, Kultur, 
Soziales, Religion, usw. Was angemessen ist, 
entscheiden die Regeln der Sitte und Moral, die 
Überzeugung aller billig und gerecht Denkenden, im 
Grunde, jeder Einzelne für sich, notfalls der 
Gesetzgeber, der Exzesse mit Hilfe der Steuern 

verhindern oder ausgleichen kann. 

Die Erzielung eines Überschusses stellt 
grundsätzlich einen Verstoß gegen das Naturrecht 
dar. Denn normalerweise tut das kein anderes, in 
freier Natur vorkommendes Lebewesen. Andernfalls 
würde unser „Planet geplündert“ (Herbert Gruhl) 
werden und schließlich eine Zerstörung der Erde 
stattfinden, auf der, von der und mit der die 
Menschen irdisch existieren; genau so wie alle 
anderen Lebewesen. 

Wenn man für die befristete Hergabe eines solchen 
Überschusses an einen Anderen Zinsen fordern 
dürfte, wäre das inkonsequent und widersprüchlich, 
da man dadurch diesen Verstoß prämieren, ja sogar 
einen Anreiz für weitere Verstöße dieser Art 
schaffen würde. Nicht ohne Grund sind Zinsen von 
der Bibel, dem Koran und anderen religiösen 
Weisheitsschriften verboten. Schon Aristoteles und 
Diogenes, „der Mann in der Tonne“, forderten ein 
Zinsverbot. 
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III. Zur Tauschgerechtigkeit in der Natural -  und in der Geldwirtschaft 

Das stärkste und einleuchtendste Argument gegen Zinsen besteht aber darin, dass sie die naturgegebenen 
Tatsachen auf den Kopf stellen und deshalb unlogisch sind. Um dies zu verstehen, muss man sich in die 
Zeit vor der Einführung des Geldes zurückversetzen, also in die Zeit der Tauschwirtschaft. Man stelle sich 
vor, der Bürger A habe einen Überschuss von beispielsweise 100 kg Getreide erwirtschaftet und er habe 
gegenwärtig keinen Bedarf an Gütern oder Leistungen, die er im Tausch dafür von einem Anderen erwerben 
könnte. A hat jetzt ein Problem: Sein Getreide verliert mit der Zeit an Wert, weil es der natürlichen 
Verderbnis unterliegt. Außerdem verursacht es Lagerkosten. 

In dieser Situation muss A froh und dankbar sein, 
wenn er den Bürger B trifft, der ihm die 100 kg 
Getreide auf Kreditbasis abnimmt mit dem 
Versprechen, nach einem Jahr 100 kg Getreide 
gleicher Art und Güte zurückzugeben. A. ist fürs 
Erste sein Problem los. Da ist es unlogisch, weil der 
Sachlage nicht gerecht werdend, wenn A noch 10% 
Zinsen verlangen kann, also die Hergabe von 110 
kg Getreide. Vielmehr müsste er einen Abschlag 
von 10% hinnehmen, weil er mit Hilfe des B sein 
überschüssiges Getreide über die Zeit retten 
konnte. 

Sachgerecht wäre deshalb, wenn B nach einem 
Jahr nur 90 kg zurückgibt.  

Das Gleiche gilt übrigens für Industrieprodukte wie 
Kühlschränke und Automobile. Auch diese sind der 
natürlichen Minderung ihres Substanzwertes durch 

Korrosion ausgesetzt; gleichviel ob man sie benutzt 
oder nicht. Der Zahn der Zeit nagt an fast allem. 

Außerdem hängt der Wert einer Ware nicht nur von 
ihrem Zustand in Bezug auf Verderbnis und 
Korrosion ab, sondern auch von der jeweiligen 
Marktlage. 

Wenn z.B. Getreide reichlich am Markt angeboten 
wird, sinkt sein Preis bzw. braucht in der 
Tauschwirtschaft eine geringere Gegenleistung für 
den Erwerb erbracht zu werden als vorher. 

Dienstleistungen, z.B. ein Haarschnitt beim Frisör 
oder eine Stunde Klavierunterricht durch einen 
Musiklehrer, können hier nicht zur 
Veranschaulichung herangezogen werden, da man 
sie nicht als Überschuss produzieren und auf Lager 
nehmen kann. Sie entstehen mit ihrer Erbringung 
und gehen zeitgleich auf den Empfänger über. 

IV. Die Überlegenheit des Geldes  gegenüber den Waren – die Ursache der 
Ausbeutung der Arbeit

Doch zurück zu unseren Waren: Wenn man nach 
der Einführung der Geldwirtschaft das moderne 
Tauschmittel des Geldes dazwischen schaltet, was 
offenkundig für den Wirtschaftsverkehr eine nicht zu 
unterschätzende Erleichterung bedeutet, und A 
anstelle seiner 100 kg Getreide die dafür am Markt 
erlösten 100 Euro dem B kreditiert, kann im Prinzip 
nichts Anderes gelten. Die 100 Euro besagen, dass 
ihr Inhaber ein Recht hat, in der Volkswirtschaft, die 
das Geld als gesetzliches Zahlungsmittel 
ausgegeben hat, am dortigen Markt Güter und 
Leistungen zu den am Tag des Erwerbs gerade 
geltenden Preisen zu kaufen. Das Geld ermöglicht 
ihm also Flexibilität und Freiheit einmal bei der Wahl 
der von ihm gewünschten Gegenstände und zum 
Anderen bei Zeitpunkt und Ort des Kaufes. Es 

bedarf nicht mehr des der Tauschwirtschaft 
innewohnenden Erfordernisses, einen 
wechselseitigen Tauschpartner zu finden, also der 
grundsätzlichen Gleichzeitigkeit von Leistung und 
Gegenleistung. 

Geld ist demnach ein vorzügliches Hilfsmittel beim 
Güter- und Leistungstausch und zugleich ein 
Wertanzeiger. Mit Hilfe des in Geld ausgedrückten 
Preises einer Ware kann man ihren Wert zu einer 
bestimmten Zeit an einem bestimmten Ort 
erkennen. Man weiß, was ein Gegenstand hier und 
heute wert ist. Morgen und an einem anderen Ort 
kann es schon wieder ganz anders sein. 
Bekanntlich bewegt sich alles: panta rhei (Heraklit), 
oder: Man steigt niemals in denselben Fluss, oder: 
Es gibt sieben fette Jahre und sieben magere. 

Diese Überlegenheit ein verhängnisvoller Kunstgriff? 

Wenn jetzt aber die herrschende volkswirtschaft-
liche Meinung und dementsprechend die Politik der 
Staaten das Geld zu einem „wertstabilen Vermö-
gensgegenstand“ machen und Geldwertstabilität 
anstreben, versucht man, die dargestellten Wert-
schwankungen der Güter und Leistungen auszu-
schalten, was logischerweise nicht richtig sein kann. 
Das widerspricht den natürlichen Verhältnissen und 
dem Naturgesetz der Bewegung. Geld kann als 
Ersatz des zugrunde liegenden Gegenstandes keine 
höherwertigen Eigenschaften haben als dieser 
selbst. Das ist eine nicht nachvollziehbare Verwand-
lung, wenn zwar der reale Gegenstand der Natur- 
verderbnis sowie den marktbedingten Wertschwan-

kungen unterliegt, nicht aber das monetäre Gegen-
stück, das Geld. (Geldwertschwankungen im 
Verhältnis zu ausländischen Währungen bleiben 
unberücksichtigt. Es geht hier nicht um 
Außenhandel). Das ist Humbug, Hokuspokus, ein 
übler Taschenspielertrick, m. E. der größte Betrug 
der Menschheitsgeschichte; juristisch gesprochen, 
eine Fiktion. Dieser Kunstgriff benachteiligt die 
Inhaber von realen Gegenständen und bevorzugt 
ungerechtfertigt die Geldbesitzer, die keinem 
verderbnisbedingten Substanzverlust ausgesetzt 
sind und weder nennenswerte Lager- noch Trans-
portprobleme haben. Sie können vielmehr mit Hilfe 
der Zinsen ein leistungsloses Einkommen erzielen 

17



oder durch Kaufzurückhaltung (Attentismus) sowie 
durch Blockierung des Geldkreislaufes und damit 
auch des Güterkreislaufes den Markt manipulieren. 
Der Kunstgriff stürzt nicht nur Einzelne in Not und 
Elend und – früher – in Leibeigenschaft, sondern 
ganze Völker und Staaten, wenn sie sich in unvor-

stellbarem Maße verschulden und in der Zinsfalle 
festsitzen. Er ist die Ursache für die Ausbeutung der 
Arbeitenden durch die Besitzer von Geldkapital; für 
einen Preisanteil von 40% bei beweglichen Sachen 
und 70% bei Immobilien; für das 
Kapitalismusproblem. 

Bei einem Zinssatz von 7% verdoppelt sich das 
Kapital in 10 Jahren. Dass „Geld arbeitet“ ist eine 
ebenso eingängige wie falsche Metapher. Es bleibt 
den Historikern überlassen herauszufinden, wie viele 
Kriege von der durch Zinserwartungen angesta-
chelten Hab- und Machtgier verursacht oder mit 
verursacht worden sind. Zinsen erzeugen einen 
Zeitdruck („time is money“) und sind für Stress, 
Managerkrankheit und Herzinfarkt mitverantwortlich; 
außerdem für Wachstumszwang, Umweltzerstörung 
und Inflation. Letztlich auch für das Terroris-
musproblem, da die Zinsen für einen beständigen  

 

Geldkapitalstrom von Süd nach Nord sorgen, von 
Arm nach Reich. 

Der Erfinder dieses Kunstgriffs könnte der Teufel 
selber sein. 

Als wertstabile Vermögensgegenstände, die man zu 
benötigen meint, eignen sich viel besser Edelmetalle 
wie Gold und Silber oder Edelsteine wie Diamanten. 
Diese unterliegen nicht der natürlichen Verderbnis, 
sondern nur den Preisschwankungen des Marktes. 

V. Zur Überwindung der Zinswirtschaft mit umlaufgesichertem Geld 

Den verderbnisbedingten Wertverlust von Gütern 
auf das Geld zu übertragen, hat man in der 
Vergangenheit wiederholt und mit Erfolg praktiziert. 
Diogenes, der aus einer Bankiersfamilie stammte, 
empfahl rostendes Geld aus dünnsten 
Eisenblättchen; im Hochmittelalter gab es die so 
genannten Brakteaten, die in regelmäßigen 
Abständen verrufen, also gegen neues Geld bei 
einem bestimmten Abschlag ausgetauscht wurden: 
Rudolf Steiner forderte, Geld müsse altern; Silvio 
Gesell sprach von „rostenden Banknoten“; heute 
versucht man es mit Regionalgeld. 

All diese Ansätze bewirken mittelbar eine 
Umlaufsicherung des Geldes. Denn jeder 
Geldinhaber wird bestrebt sein, es schnell wieder 
auszugeben, um dem Wertverlust beim nächsten 
Geldverruf zu entgehen. Das wiederum hat zur 
Folge, dass sich das Geld etwa in gleicher Weise in 
den Geldkreislauf einfügt, wie das die Waren in 
den Güterkreislauf tun. Eine florierende Wirtschaft 
und Vollbeschäftigung entstehen. Die Zinswirtschaft 
aber führt – im Zusammenwirken mit dem fatal 

falschen Prinzip der Gewinnmaximierung - genau zu 
dem Gegenteil. Das erlebt die Menschheit ge-
genwärtig fast überall auf der Erde. 

Also weg mit den Zinsen: Gesetzliches Verbot, 
keine Durchsetzbarkeit vor Gericht, keine 
Absetzbarkeit von der Steuer. Ein totales Umdenken 
ist angesagt. 

Anfang der Achtzigerjahre forderte der spätere 
Bundeskanzler Helmut Kohl eine „geistig-moralische 
Wende“, der frühere Bundespräsident Roman 
Herzog sagte in seiner Berliner Rede am 26. April 
1997, durch Deutschland müsse ein „Ruck“ gehen, 
die Kirchen forderten „neue Visionen“ usw. Es 
geschah aber nichts dergleichen. Jetzt ist die Zeit 
gekommen zu handeln. Auch wenn das Umdenken 
schwer fällt und die Umsetzung Probleme schaffen 
wird, das Potenzial an menschlicher Intelligenz ist 
ausreichend vorhanden. Es muss nur ein ernst-
haftes Wollen hinzukommen. Die Alternative ist ein 
Weiter so und ein passives Abwarten angesichts der 
drohenden und unausweichlichen sozialen und 
ökologischen Katastrophe. 

ALTERNATIVEN stellt diese Ausführungen gern zur Diskussion. Die Argumente des Verfassers 
weichen  in einigen  Punkten von den gebräuchlichsten Überlegungen in NWO-Kreisen ab. Die 
Zwischenüberschriften fügte die Redaktion zur besseren Gliederung einer Diskussion ein. 

Der Verfasser ist Jurist im Verwaltungsdienst des Landes Berlin gewesen. In seiner letzten Dienstzeit 
bildete er vor allem den juristischen Nachwuchs des Landes weiter. Er ist Mitglied der INWO 
(Initiative für Natürliche Wirtschaftsordnung und über folgende Adresse zu erreichen. 
Diskussionsbeiträge bitte an ihn und an die Redaktion senden, an diese auch per Mail: Bernd Hack, 
Württembergalle 28 – 14052  Berlin – Tel. und Fax- 030-304 304 63 48.  

Bei der Druckvorbereitung gab es Gespräche zw. Redaktion und Autor über Fragen der NWO-Bewegung, u. a. über die 
Wahlvorbereitung der HWP, die er unterstützt hatte, während die INWO im Vorjahr beschloss, die HWP nicht zu 
unterstützen. Angesichts ihrer Satzung, die parteipolitische Neutralität festlegt, schon verständlich. Die Frage ist, ob das 
in der NWO-Bewegung politisch noch vertretbar ist und ob nicht mindestens eine Information der Mitglieder der 
neutralen Gruppen über Wahlteilnahmen von NWO-Gruppen erfolgen sollte, damit diese frei über ihr Wahlverhalten 
entscheiden können. Darüber wird in ALTERNATIVEN noch zu diskutieren sein. Für contraproduktiv hält B. Hack den 
Namen HWP – wer will schon  inhuman sein ?  Er regt provokative Begriffe an, z. B: Antizins-Partei. Besser sich  die 
Leute und die Medien zum Gegner zu machen als mit dem farblosen Begriff „human“ politisch „übersehen“ zu werden! 
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Zur Selbstalimentation der Zinsgewinne und zu den Grenzen des Wachstums 

Die Wirtschaftsleistung der Bundesrepublik Deutschland ist seit 1948 kontinuierlich 
angestiegen. Das damalige Geldvermögen von 60 Mrd. DM hatte sich bis zum Jahr 2001  
(laut Bundesbank) auf gut 6 Billionen Euro vergrößert (Zusammenfassung von Vermögen 
der privaten, unternehmerischen, öffentlichen Haushalte).  
Das Sachvermögen ist parallel dazu in etwa gleicher Größenordnung angestiegen. 
In den 50er Jahren entstand das neu gebildete private Geldvermögen zu 5/6 aus 
erwerbstätiger Arbeitsleistung, und nur zu 1/6 aus Erwerb durch Kapitalvermögen ohne 
eigene Arbeitsleistung. Diese letztere Selbstalimentation von Vermögensanteilen nahm von 
Jahr zu Jahr ständig zu und verschob die Relation. Die Bundesbank schreibt 1993 in ihrem 
Monatsbericht Oktober auf Seite 27: “Insgesamt entsprachen Zinsen und Dividenden 1992  
rund vier Fünfteln des zur gleichen Zeit neu gebildeten privaten Geldvermögens; im 
Durchschnitt der fünfziger Jahre hatte diese Relation erst ein Sechstel betragen. ... Dies 
deutet darauf hin, daß die wachsende Ersparnis auf längere Sicht auch eine Folge der 
Selbstalimentation durch steigende Erträge ist.” 
Die herrschende Wirtschaftsordnung legt diesen Trend der zunehmenden Selbstalimentation 
durch folgenden Grundsatz als Prämisse fest:  “Jedes Produkt entsteht aus der Kombination 
verschiedener Faktoren, die zum Einsatz kommen; in der Regel:  menschliche Arbeit, Boden 
(Rohstoff/Umwelt), Kapital.- Wenn die Produktion zu einer Wertschöpfung führt, dann steht 
auch jedem Produktionsfaktor ein Entgelt zu. - -   

Diese menschenverachtende Prämisse ist im Deutschen Bundestag nie abgestimmt worden, 
laut Auskunft von Bundestagspräsident Thierse. Wie kann auch der Mensch auf gleiche 
Ebene mit Sachen eingeordnet werden? - - 

Ist ein Privileg, das aus antikem römischen Recht stammt und in mittelalterlichen 
Feudalsystemen überdauert hat, unbedacht behalten worden? -Durch die auf menschen- 
verachtende Kapital-Vermehrung ausgerichtete Wirtschaftsordnung wird die Solidar- 
gemeinschaft bedroht und - was noch viel schlimmer ist - die natürliche Existenzgrundlage 
der gesamten Menschheit vernichtet. Ein ständiges materielles Wirtschaftswachstum ist auf 
dem Planeten Erde nicht möglich. – 

Schon 1992 sagte Kurt Biedenkopf in einem Vortrag anlässlich einer Physikertagung: „Ich sehe voraus, 
dass sich unsere moderne westeuropäische Entwicklung einem ... Konflikt nähert. Das politische System  
unseres Landes beruht auf  Annahmen, die mit der Lebenswirklichkeit nicht länger vereinbar sind; auf der 
Annahme nämlich, dass ein stets exponentielles Wachstum der materiell verfügbaren Ressourcen, des 
materiellen Bruttosozialproduktes, dauerhaft möglich ist. Sämtliche seiner wesentlichen Grundlagen, 
Strukturen, Verhaltensweisen und Erwartungen sind durch diese Annahme inhaltlich geprägt. Sein 
Geldsystem und die Marktwerte der Güter und Dienstleistungen beruhen auf ihr. Es sieht seine 
Legitimation durch die Zustimmung seiner Bürger zur demokratischen Ordnung und zum Parteienstaat nur 
unter der Bedingung eines stetigen und angemessenen Wirtschaftswachstums gesichert. Stetiges und 
exponentielles Wirtschaftswachstum und Machterhaltung im bestehenden politischen System bedingen 
einander. ... Wer die Möglichkeit dauerhaften exponentiellen Wachstums leugnet, gefährdet deshalb das 
gegenwärtige reale demokratische Herrschaftssystem ebenso wie  die Beweise Galileis das damalige 
Herrschaftssystem der Kirche gefährdeten.“  

Obgleich Biedenkopf in unmissverständlicher Schärfe und Klarheit den Konflikt beschreibt und er mit 
Sicherheit auch von vielen politisch Verantwortlichen wahrgenommen wurde, ist er nicht entsprechend 
gewürdigt worden und wird auch heute nur wage erkannt. Wieweit Biedenkopf damals bedrängt wurde 
seine Einsicht für sich zu behalten, weiß ich nicht zu beurteilen. Heute sollten wir diesen Konflikt bewusst 
wahrnehmen und uns den Bedingungen der Lebenswirklichkeit beugen. Wir haben nicht 300 Jahre Zeit zur 
Einsicht wie damals die Kirche.    

                                                                                       Heinrich Bartels, Βad Pyrmont, T. 05281 - 620204                                                   
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 Henning Frost 

Über bedingungsloses Grundeinkommen
und Geldsystem

-- Unser Geldsystem macht ein BGE unsozial 
-- Das Geldsystem muss geändert werden

1.  Bemerkungen zum bedingungslosen
     Grundeinkommen - BGE
Vorstellungen  über  ein  „Bedingungsloses  Grundein-
kommen“ (BGE) haben inzwischen schon weitere Kreise
der  Bevölkerung  erreicht.  Eine  online-Petition  an  den
Deutschen Bundestag für  die Einführung eines BGE hat
kürzlich  über  50.000  Unterstützungsunterschriften  erhal-
ten,  ein  ungewöhnliches  Ereignis.  Diese  Petition  wird  –
unabhängig vom Wahlausgang der bevorstehenden Bun-
destagswahl – auch in der nächsten Legislaturperiode im
Petitionsausschuss behandelt werden.

Wenn ein BGE eingeführt wäre, würde jede Deutsche
und jeder Deutsche vom Tag der Geburt bis ans Le-
bensende ohne Verpflichtung zu einer Gegenleistung
monatlich einen festen Betrag vom Staat ausbezahlt
bekommen.  Ein solches Geschenk  ohne Probleme an-
nehmen zu können, fällt nicht unbedingt jedem leicht. Es
ist aber z.B. jedem unbenommen, diesen Betrag zu spen-
den. Andererseits äußern in Gesprächen viele die Sorge,
dass  dann keiner  mehr  einer  Erwerbsarbeit  nachgehen
würde,  wobei  aber  so  gut  wie  immer  erklärt  wird,  man
selbst  werde  selbstverständlich  seine  Arbeit  fortsetzen.
Ohne eine hinreichende Wirtschaftsleistung ist in der Tat
kein BGE möglich. 

Die  Grundabsicht  ist,  jeder  Staatsbürgerin,  jedem
Staatsbürger  ein  freies Leben in  Würde zu  ermögli-
chen, ohne Sorge um die eigene Existenz – und die
der Familie. Eine Teilnahme an Kultur und Gesellschaft
wäre auch wünschenswert. Mit einem solchen BGE würde
der Mensch unbezahlte Arbeit leisten können, die er für
notwendig und wichtig hält und dazu gehören nicht zuletzt
Kinder großziehen und umgekehrt für Eltern und andere
alte oder hilfsbedürftige Menschen da zu sein, politische
Arbeit auch. „Ehrenamtliche“ Arbeit wäre immer möglich,
nicht nur „am Rande“ und nicht nur dann, wenn jemand
anders für einen mit-sorgt oder erst nach dem Ende des
Arbeitslebens. Auch heute wird solche familiäre und ge-
meinschaftliche Arbeit in erheblichem Maße geleistet (ins-
besondere  von Frauen)  und von den direkt  Betroffenen
dankbar angenommen; sie wird aber von der Gesellschaft
nicht angemessen gewürdigt. Ein Problem ist dabei natür-
lich die grundsätzliche Schwierigkeit, derartige Leistungen,
die insbesondere auch von so immateriellen Dingen wie
sozialer und moralischer Pflicht  und von Liebe getragen
werden, ökonomisch zu messen. - Das Hauptproblem ist,
die volkswirtschaftliche Machbarkeit sicherzustellen.

2.  Bemerkungen zum Umlaufgeld (Freigeld)
„Umlaufgeld“,  auch  „Freigeld“  genannt,  ist  noch  immer
weitgehendst  unbekannt.  Es  handelt  sich  dabei  um  ein
Geldsystem ganz anderer Art als unser heutiges. Die Be-
zeichnung „Freigeld“ rührt daher, dass diese Art von Geld
frei in der Wirtschaft zirkuliert und nicht ohne Verluste des
jeweiligen Besitzers zurückgehalten werden kann. Beide
Systeme – Umlaufgeld und heutiges Geldsystem - seien
hier kurz angerissen.

Geld dient dem Warentausch, Ware gegen Geld und um-

gekehrt, Verleih von Geld (Kredite), insbesondere an Un-
ternehmen, aber natürlich auch an Konsumenten sind un-
verzichtbare Vorgänge in der Wirtschaft. Wenn das Geld
nicht ausreichend schnell in der Realwirtschaft fließt, tre-
ten  Probleme  auf  (z.Zt.  speziell  die  „Kreditklemme“  bei
gleichzeitig überbordenden Geldvermögen). 

Im jetzigen System wird dem Geldbesitzer durch ein An-
gebot  von  Zinsen  nicht  sofort  benötigtes  Geld  entlockt.
Der Geldbesitzer hat aber die Macht – z.B. wenn ihm der
Zinssatz nicht hoch genug ist - sein Geld zurückzuhalten
und die Wirtschaft gerät dann wie schon erwähnt ins Stok-
ken. Während ein nicht verkauftes Warenangebot ständig
Kosten verursacht,  bei verderblicher  Ware z.B. bis  zum
völligen Verlust führen kann, ist bei Geldvermögen nur die
Inflation einzukalkulieren.  Der Geldbesitzer ist  also dem
Warenbesitzer überlegen (anders ausgedrückt: Die Nach-
frage beherrscht das Angebot).

Bei  Umlaufgeld ist  es anders.  Wenn ein Geldbesitzer
Geld nicht sofort ausgeben oder verleihen kann oder will,
dann muss er eine „Geldrückhaltegebühr“, freundlicher
„Umlauf-Impuls“  (kürzer auch „Umlaufgebühr“ oder ein-
fach „Geldsteuer“ genannt) an den Staat zahlen. Nicht be-
nötigte  Geldbeträge  unterliegen  also  einem hohen Um-
laufdruck.  Gibt  der  Geldbesitzer  aber  sein  Geld  einer
Bank, dann fällt für ihn keine Umlaufgebühr an. Denn die
Bank würde sein Geld als Guthaben buchen und als Kre-
dit  wieder  ausgeben.  Für  den Kreditnehmer  fallen dann
auch keine Geldsteuern an, weil er das geliehene Geld ja
zum Ausgeben braucht und deshalb nicht lange in Besitz
haben wird.  Wer also auf etwas sparen will, der kann
das beruhigt tun, sein Guthaben auf der Bank bleibt un-
geschmälert. Zinsangebote, um dem Geldhalter das Geld
zu entlocken, wären in aller Regel nicht notwendig. Und
auch der Kreditnehmer würde keine Zinsen bezahlen. Le-
diglich die Kosten der Bank (Gehälter, Gebäude, Compu-
ter, Risikoprämie etc.) muss er tragen und in die Preise
seiner Produkte einkalkulieren – wie im heutigen System
auch.  Die Geldvermögen auf der Bank behalten ihren
Wert,   werden  aber  nicht  wie  bisher   automatisch
mehr. Eine systemimmanente Inflation wäre nicht vorhan-
den. 

Umlaufgeld  ist ein völlig anderes Konzept von Geld und
würde die Wirtschaft vom Kopf auf die Füße stellen.
Es  verlangt  ein  schwieriges  Umdenken  bei  den  Men-
schen,  wobei  es  die  systemimmanent  denkenden  Ma-
nager - insbesondere bei Banken und in der sonstigen Fi-
nanzwirtschaft  -  aber  ganz  besonders  auch  die  Wirt-
schaftswissenschaftler und  die Politiker am schwersten
hätten. 1

3. Der Zinskreislauf – Die meisten zahlen ihre
                                 Guthabenzinsen selbst.

Zurück  zum  heutigen  Geldsystem.  Üblicherweise  freut
sich jeder, wenn er am Jahresende eine Zinszahlung von
der Sparkasse oder Bank gutgeschrieben bekommt. Dass
dieser Vorgang für gut 90 % der Bevölkerung in Wirklich-
keit gar kein erfreulicher Vorgang ist, das wissen die aller-
wenigsten. Wieso? 

Dazu sollte man sich zunächst überlegen, woher die Bank
die Zinsen hat. Die Antwort ist klar: Sie verleiht den Geld-
betrag des Guthabens an einen Kreditnehmer. Die Masse
der Kredite fließt in die Unternehmen, z.B. um eine Ma-
schine zu erneuern oder  anderweitig zu investieren und

1  Empfehlenswerte  Literatur:  Helmut  Creutz  „Das
Geldsyndrom“;  Margrit  Kennedy  „Geld  ohne  Zinsen  und
Inflation“; Bernd Senf „Der Nebel um das Geld“.
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der  Unternehmer/Produzent   zahlt  natürlich  die  Kredit-
zinsen mit höherem Zinssatz. Und der Produzent, woher
hat er die  Zinsen? Er kalkuliert sie selbstverständlich in

seine Preise ein, denn woher sonst kann er Geld bekom-
men.  Seine  Vorproduzenten  machen  es  genauso,  der
Spediteur hat sein neuestes Fahrzeug auch nicht bar be-
zahlt und der Supermarkt als Abnehmer der Waren muss
beim Einkaufen alle diese Zinsen mitbezahlen. Auch der
Supermarkt  hat  zumeist  Kredite laufen (Vorräte müssen
vorfinanziert werden, eine neue Heizung ist mal fällig, ...)
und schon sind nicht nur die Zinsen seiner Einkaufspreise,
sondern auch noch seine eigenen Zinsen in den Verkaufs-
preisen.  Diese  Preise  bezahlen  wir  Konsumenten  beim
Einkaufen.  Und  dabei  bezahlen  wir  also  dann  auch
gleich alle aufgelaufenen Zinsen mit (vgl. Abb.1).

Berechnungen  ergeben,  dass  im
Durchschnitt erstaunliche 30 % der
Endverbraucherpreise  Zinsen  sind
(vgl. Abb. 2)  2. D.h., wenn man für
1000 € in einem Monat konsumiert
(Essen, Trinken,  Kleidung, Benzin,
Miete,  Anschaffungen),  dann  sind
300  €  davon  Zinsen,  die  an  die
Geldbesitzer gehen. Erhält man sel-
ber etwa 300 € Zinsen am Jahres-
ende für  sein Sparguthaben, dann

hat man diesen Betrag im Januar  schon selber  bezahlt
und die anderen 11 Monate zahlt man 3300 € an andere
Geldbesitzer.  Jeder  zahlt  also  Zinsen,  auch  wenn er
gar keine Schulden hat!
Nebenbemerkung: Gäbe es keine Zinsen, wären alle Prei-
se im Durchschnitt vergleichsweise 30 % niedriger. Man
hätte statt 300 € Zins-Einnahmen 3600 € Ersparnis. Was
wäre da günstiger?

Helmut  Creutz  kommt  sogar  auf  40  % Zinsanteil.3 Der
Prozentsatz ändert sich im Laufe der Zeit und in Abhän-
gigkeit verschiedener Parameter, von den Zinssätzen aber
auch von der Sparquote der Wohlhabenden und Reichen.

Und je größer die angesammelten Geldvermögen insge-
samt sind, desto größer wird der Prozentsatz. Wenn die
Realwirtschaft die notwendigen Zinserträge nicht mehr er-
bringen kann, gibt es Probleme. Die Finanzwirtschaft er-
weitert sich zu einem Wasserkopf oder besser ausge-
drückt Krebsgeschwür. Das ist kein guter Weg, sondern

2  Genaueres:   www.inwo.de –  shop  –  Werbematerial  –
Bierdeckel – Texte|Einsteiger 

3  Helmut Creutz „Das Geldsyndrom“, 5.Aufl. 2003, S.336

die  Gefahren  wachsen  exponentiell  an.  Und  in  dieser
Lage sind wir schon länger, aber heute – 2009 – ist es
nicht mehr zu übersehen.

4. Die Vermögensverteilung in Deutschland und
    „Die Geldpumpe von Arm nach Reich“
Es wurde eben
schon  ange-
deutet,  dass
wohl  für  die
Mehrzahl  der
Menschen  die
Zinseinnahmen
aus Geldgutha-
ben  eher  klei-
ner  sind  als
diese  Zins-
preisanteile,
die sie im Lau-
fe eines Jahres
bezahlen.  -
Weiteren Einblick vermittelt Abbildung 3 – Vermögensver-
teilung 4 . -  In den dargestellten Vermögensanteilen sind
alle Arten von Vermögen enthalten, also nicht nur Geldan-
lagen und Immobilienbesitz, sondern auch andere Sach-
werte wie wertvolle Kunstgegenstände, so dass nicht alles
auch Zinserträge einbringt. Aber wenn die Hälfte der Be-
völkerung nur 0,1 % (das ist ein Tausendstel) des Vermö-
gens besitzt, so wird doch sehr deutlich, dass die Zinsein-
nahmen dieser ärmeren Hälfte bedeutungslos sind. --- Da-
gegen sind die Zinsausgaben dieser ärmeren Hälfte über
die Preise keineswegs bedeutungslos:  30 % ihres Kon-
sums! 

Tatsächlich zahlen gut 80 % der Bevölkerung mit den
Preisen  mehr  Zinsen,  als  sie  Guthabenzinsen  kas-
sieren. Wirkliche Nutznießer sind weniger als 10 % der
Bevölkerung.  Sie  kassieren  mehr  Zinsen  als  sie  be-
zahlen.  Das  sind  zwangsläufig  die  Reichen  und  Super-
reichen. Die Zinserträge werden ihnen zugereicht: Ein lei-
stungsloses Einkommen ohne Arbeit. 5

Und wer bezahlt dieses Einkommen? Die Masse der Be-
völkerung bezahlt es aus ihren Lohn- und Gehaltseinkom-
men, aber dafür muss sie erst einmal arbeiten. Es ist wie
eine Geldpumpe, denn auf Konsum kann niemand ver-
zichten,  auch wenn er  sparsam lebt.  Und diese Pumpe
pumpt Tag für Tag von Arm nach Reich oder anders for-
muliert von den Arbeitenden zu den Besitzenden.6 Und
dieses Wirtschaftssystem nennt man „Soziale Marktwirt-
schaft“. In den letzten Jahren sind da Zweifel aufgekom-
men, ob diese Bezeichnung gerechtfertigt  ist.  Sie ist  es
nicht.

4 Quelle: DIW—Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung.
Vgl.Wochenbericht  4/2009:  Anteil  der  Haushalte  ohne  Ver-
mögen oder  mit  Schulden:  27 % der  Bevölkerung.  Anteil  des
reichsten  Prozents  aller  Haushalte  (ein  Hundertstel  der
Bevölkerung): knapp 25 % aller Vermögen. - Die „reichsten“ der
ärmeren 50 % der Haushalte haben höchstens 15.000 Euro. --
Die „ärmsten“ der 10 % reichsten Haushalte haben mindestens
222.000 Euro Vermögen  (Daten aus 2007).
 www.diw.de/documents/publikationen/73/93785/09-4-1.pdf. 

5 Bei den an 100 % fehlenden 10 % handelt  es sich um die
Bevölkerungsgruppe, deren Zinseinnahmen ungefähr so  groß
sind wie ihre konsumbedingten Zinsausgaben  (Faustformel: Zu
dieser  Gruppe  gehört,  wer  etwa  das  10-fache  seines
Jahreskonsums „auf der hohen Kante“ hat).

6 Aus der Rückseite des Bierdeckels (vgl. Abb. 2) kann man entneh-
men: Täglich fließen fast eine Milliarde Euro von Arm nach Reich.

Abbildung 3: Vermögensverteilung – aus
Diskussionssendung mit Maybritt Illner 4 

Abbildung 2: Zinsanteil
 in den Preisen

        

 
Abbildung 1: Der Zinskreislauf 
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5. Die „Schere zwischen Arm und Reich“ geht 
    immer weiter und immer schneller 
    auseinander:
    Eine mathematische Zwangsläufigkeit 
     -- Ergebnisse eines Computermodells
Noch klarer werden die Verhältnisse mit Berechnungen ei-
nes  Computermodells  des  Verfassers  (vgl.  Abb.  4:  Die
Schere).  Darin  sind  alle  Haushalte  Deutschlands  nach
Höhe  ihres  durchschnittlichen  monatlichen  Netto-
einkommens in fünf  Gruppen zu je 20 % aufgeteilt.  Sie
werden der Einfachheit halber mit „Arme, Untere, Mittlere,
Obere, Reiche“ bezeichnet. Die Armen haben dabei ein
Nettoeinkommen von rund 800 €, die Reichen von 4200 €,
die  anderen  drei  Gruppen  liegen  entsprechend  dazwi-
schen.7 Das Modell läuft über 50 Jahre und berechnet die
je  nach  Sparquote  angesammelten  Vermögen  und  die
daraus resultierenden Zinseszinserträge. 

Aus den berechneten Daten lässt sich dann relativ einfach
der jeweilige durchschnittliche Zinsanteil der Preise ermit-
teln. Er steigt von Jahr zu Jahr durch die zunehmenden
Sparvermögen an.

Beim Zinssaldo werden dann von den Zinseinnahmen die
über den Konsum und die Preise erfolgenden Zinszahlun-
gen abgezogen. Zu Beginn der Laufzeit geht das Modell
für alle Haushalte von einem Sparvermögen von Null aus,
der Zinsanteil in den Preisen ist dann zunächst Null. Nach
50 Jahren ergeben sich die angezeigten Zinssalden: 

Die 20 % Reichen kassieren monatlich 1517 €, die Obe-
ren zahlen 420 €, die Mittleren zahlen 454 €, die Unteren
zahlen 363 €  und die Armen zahlen 280 €. - Wenn man
die (negativen) Zinssalden der Oberen, Mittleren, Unteren,
Armen addiert,  kommt  man auf  1517 €,  den (positiven)
Saldo der Reichen. 8

7 Die  genannten  Nettoeinkommen  gelten  für  2004  und  wurden  aus
Daten  der  Broschüre  „Deutschland  in  Zahlen  2006“;  Institut  der
deutschen  Wirtschaft,  Köln  berechnet  (S.61).  Sie  sind  incl.
Sozialtransfer, aber ohne Sonderzahlungen wie  Weihnachtsgeld u.a. 

8 Das Nettoeinkommen aus Arbeit bleibt für alle Haushaltsgruppen die
Laufzeit  des  Modells  über  unverändert  konstant.  Die  Sparquote  ist
verschieden in Abhängigkeit von der Höhe des Monatseinkommens aus
Arbeit und Zinsen. - 

Zusammengefasst:  80 % erarbeiten  und bezahlen das
leistungslose Einkommen  von 20 %,  Monat  für  Monat.9

Hier bestätigt sich über 50 Jahre hinweg die Entwicklung
dieser „Geldpumpe von Arm nach Reich“ zu immer größe-
rer Stärke ganz deutlich. 

Die Grafik sieht wie eine Schere aus, die sich immer wei-
ter  öffnet.  Eine  solche  „Schere  zwischen  Arm  und
Reich“ hat  sich auch in den 60 Jahren seit  der  „Wäh-
rungsreform“ 1949 in der BRD entwickelt. Sie kann heute
nicht mehr übersehen werden und wird auch ständig in
den Medien angesprochen, wobei der  Grund jedoch
im Dunkeln bleibt. 
Und das wirklich Verblüffende sei hier noch einmal betont:
Die Schere entsteht nicht durch mangelhafte Leistungsfä-
higkeit bestimmter oder unbestimmter Teile der Bevölke-
rung  oder  durch  wirtschaftliche  Probleme:  Das  Modell
zeigt,  dass  eine  mathematische  Zwangsläufigkeit  in
dieser  Entwicklung  steckt. Sie  ist  systemimmanent
und zinseszinsbedingt. Sie wächst durch die immer grö-
ßer werdenden Geldvermögen.

Dieser Mechanismus läuft von Beginn an, wie man bei ge-
nauem  Hinsehen  schon  für  die  ersten  Jahre  erkennen
kann, wird aber erst später spürbar. In der Realität wird
diese  Entwicklung  verschleiert,  insbesondere  durch  ein
permanentes Wirtschaftswachstum (im Modell  nicht ein-
bezogen).  Ein  Wirtschaftswachstum  ist  sogar  zwingend
erforderlich im heutigen Geldsystem, sonst würde sich die
Unbrauchbarkeit sehr viel schneller erweisen (man beden-

ke,  dass  die  „Endzahlen“  nach  50  Jahren  für  die
Gruppe der armen Haushalte ein von 800 € auf 520 €
reduziertes Arbeitseinkommen bedeuten (Abbildung 4
rechts unten).  Auf Dauer aber „siegt“ der mathe-
matische Mechanismus (exponentielles Wachstum)
auch bei  Wirtschaftswachstum und die  Öffnung
der Schere wird schließlich unübersehbar.

6.  Fast ein Viertel eines BGEs 
     wird von Arm nach Reich weitergereicht
Der beschriebene Zinskreislauf  läuft  auch ab, wenn
es ein BGE geben würde. 

Das BGE würde im heutigen System aus Staatsmit-
teln bezahlt werden müssen. Bei z.B. 500 € pro Monat
und   82  Millionen  bezugsberechtigten  Einwohnern
würde es  sich  um einen Betrag  von 492 Milliarden
jährlich handeln. Es dürfte nicht schwer fallen, zuzu-
stimmen, dass dieses BGE als Konsumbasis verwen-
det und davon nicht gespart wird.   Von diesen 492
Milliarden würden dann 30 %, das sind 148 Milliarden,
in die Taschen der Geldbesitzer fließen (hauptsäch-
lich der besonders Reichen wie erwähnt). Allerdings:
Seit 2009 gibt es die „Abgeltungssteuer“ von 25 % auf
Kapitaleinnahmen,  das  wären  40  Milliarden.  Dieser
Betrag würde wieder der Staatskasse zufließen, und

somit den Anteil, der in den Taschen der Geldbesitzer ver-
bleibt, auf 111 Milliarden reduzieren. Das wären aber im-
mer noch 22,5 % der Gesamt-BGE -Summe. 10

9 Die reichen 20 % sind in diesem Durchlauf nicht aufgeteilt  in 10 %
„reich“ und 10 % „sehr reich“. Eine Aufteilung fördert zutage, dass die
obersten 10 % die alleinigen Nutznießer sind. Bei weiteren Aufteilungen
kommt man zu dem Ergebnis, dass es die   obersten 5 %, 4 % ..... sind.
Die Laufzeit muss nur entsprechend länger sein.

10 Vor 2009 mussten Einkommensbezieher mit einem zu versteuernden
Jahreseinkommen von 250.000 € oder mehr nicht nur 25 % von ihren
Kapitaleinkommen an Steuern zahlen, sondern 45 %. Weiterhin ist eine
an sich existierende Vermögenssteuer seit 1997 ausgesetzt,  wird also
nicht mehr erhoben.

Abbildung 4: 
Die Schere – Zinssaldo von fünf Haushaltsgruppen

22



4���%�����	�������������������%������������(��
�������2����(
�(��#
��<����%"��=��"�3�������
��
�%���
������������= �-%�������'���������������)
���������
(���%���� � �� ���� �$%�"��� ���� ������������� � ����6���
��
��
���� �	���������������������������*�����������
�

���.����!��1�����(���
�!��������������5��������
�����.
*�������������������.�
���(

G������������*������
������������%����������������������/��%
�	�����

����3�

�������
�&	������%�1����
�
�������!��������*���
������������������������������%����������
����������
*��

�
=�3�
����������%	�
�����)�	��!��	�F%�1�����������
���������*���������&��
���������������
���������
��
���
����������������%	�1��M�������
�/���
���*�
��
������

��
	�
�����'������ �
�( ���

����
������1��1��&	��3��
�����9�����#������;��
����$������*����������������%	��

�� ���
 �0	��F������ ���� �
�������������!	���� �����-
����������������������������*���(

������������
����*�����5�
�������!���������!�����;���

�����������-�!'�����
���������!�����;��
����������)����

�� � ������
������� � ��� � ��� � 	��� � �����
������ �2�����
(
�(��#
��<����%"��=��"�3���������"����+���������
���������������&	��KCH�8����������2��������������
	���
����� � ��� ����������� �7��� � �� � ��� �����&���'��� � ������
���������������-�
	������&	��
������� �����
�/���
���*�
�
��
������ � ���*���4�� � ��� � ��� � )�	��!��	�
1�	��

� � ��
�����������(���
������������
	�������������������!
��
���( �����&���'��� ������ � 
��� ������ � ��� �����
�����
�����
	�
����������
�����/���
���*�������!�������!'����(
�������
�����������
�����*��

�
�#����>���*����$������
�������������������������������
�
����
����
�����������
����	�������%	�2��!�����!��������%��
���&���������(�

��	�����=��
������*�����������&	���	�����-�������
���
9����������
�
����*����
�
���
�������������������(

��� �8������!��� � ����
 ����
 ������ � 
������� �%	�2��!���
��������(�(�*	�������;������=�<��B����H,,G������*�
�������
�����
����������� �5	��������
*�� � �� �����
������ � 1�	 �����
�	���������8	����������������*�+,S����	�@@(��
����������
�����������!��������	�
�������*���������	��������������
��
��������&	��+,,����	� *�� �%����� ���
 �����3���� �&	��HR
B����� � ��� � ������������
&	�
������� � ���� � ��� � �	��*���
��
����������
1�������-������������
�%����������
��(�(�

����/��%
�	�����
�����"����"��%	%���	�%��	����������
	��������������
����%����
��	����������������������
�
�!����������
����
����������� �8��������
�	� #%	��
1���������������$ � ��1���� � ������ � ��� ���	�
�%�� ���
������(�<�������G,�9���	��������
������
����*���������


	��������
�����#9���	����������
��������&��$(�8���!���
������������
�������� ��%��
�%���8��������
�	�������
�������-��	��������5����������	���������������!'����(
����8��
��������������������;��������
����!������
������-�����
	����
�*�����
�5�
����!���������������-�
���
����	�����������>��������������*�����(��
��
��2������������
*���- � �����
���� ���������� ����	�������� � ����������(
���������
	%������#*���	���B�
����������
������"���

��������� ������ � �� � ��"� � %�������� � /��%
�	��� � 
��
�����
��
�����������������!'���������
	��� ��������
5�����	�
����"���
�	� #
(	($ ���%����=������������������
�(�(��	��������
����������/���
���������
������������;���
����
������ � ��������( � ���
� � 5������ � *��!��	������ � ���
����-�
������������������
����*�����-�������*���2����

@@� �������������
�3���������� ����
����������;������H,,J":�<�
�(�(��(
/���
���*�- � %'��: �5( � R+: �/��� � ����( � ��
�������� �9��������������� ���(
#���������1��&��������
������������������
���������$�

8	�����������������)�	�����������������/����������	���*�
������!������(�8���������3����*������������B����������

�����
�5��������
����*� �&	������
����������- ���� ����
���������������������������-���������������������������
���������

��(�#���
��������������&	���������%	�2��!�
�����4�����-�������
���	����5���������*�����������
�����������������8�������
����������2�����7���
�!��	��*��
��������������($�3����*���;�����������
!	��������*������
������
��� �5���� � ��� �
����*
�������� ���� ���� � ��������
?	�1����������!�!����)�	����������
���(��.

8
�%�����%��
�	

�	� � ��� � ����� � ����������� � ����
������/���
���*�
�
��

��
���*���������
�%	���1������
�
����*����
�
���

���	�����(�����������
�����	�
�������-���

������#�	��$����
�������������������������-�
��1��������/�������-�
�������
���*(��
��
��
���������������-���

��
�����
�����������/����

���*�
��

��
���*���������-������������
���������	��������
����/�

��
���*��!����
������������*��������
�����
���!����!�
�	
��������������(�/�����
��	�����������&	�����������
�

��
���*�������3�*����-��������������&�
������	�����������
�����'��������3
1�!���������������!��-����!	�
��������-
����	����������������������
�����(

����������������������!������
���
�/���
�����
����
�*��
8��
���������
���
���*� ��������������
����� �������>	��
������!����&	��
����*�����*'�����(������������	��*�������
����1��1�-����������������!������
�����!���
���*
- ����
>�����	�������!����&	��/���
����#�	���������/���
���
!����
���
���
��
���	

�������$-�����5������
�������&	�
/���
���*��������
���
���*����������������������
����*�
������������*�������
�����������!'����(�5	����������
���
������%	���1��(�5������*�����������
������������/����

���*�
��������
���
���*�
	���������*�������(

<��������
����*����
�
�����������������
�
����
���
�
�����
�!���� 8���"����������!'����:����� 8���"-���
���
/������� ������	
- � 2� ���*�������� �
�- �����
���������������
��������������( ������������
���������������-�B������
����
�����8�����&���	���-��
������������	�������7��
����
����
����-��������*
�������
���-�����/������������
�����(�

����������������������"� ����������-
����
��
������
I���"�����*��������"��
����"���	��!��	����������

����������	
���
�����������
��
������������������
��

��� ������

�� � ����� �� !�" �#�� �
�#���� �$��%�� ��%
��&��' �(���
	)����
*	
+%��� � �
�$�)�%��
,�
��' �-��./0
��
������� � �1��%
����"2 �3���.
���� �4%)�%

���
����%
�����	5��� � �����6# �/6#%)� � %�� ��	�
6#%��'
�0
��
��))�#��� � �7��2*#�21��"� � 
����
��
6#��8����
%6#%�������� �-��.
,�69)%���5	��/6#%):�%���

���5��
6#��������/6#%)�������8�������	.
5��"� � ,����� � �0
��
��))�#���� � /��� � ���; � �
 � 3%#�
����' � <#�
�
=���)�
0
��
>��?�$�-%��.��� @%���.�)�������5��;;�
�,

����������� 	 
������ 	 ��� 	 
����� 	 ����� 	 �����

�����	���������� 	�!�"�����	���	���#	�$�%$&'��(

@H� ���� � 
	���� � %�����������
�������� � !��� � ��� � ���� � ��

 �����������"�#	���� 8����������"$�����������(����
���	�
�������
������ 8����������"�*�������%�������������	���
���������������	4�
<����#���������������������������$�&	��5��&�	���
����#@SJH���

@CG,$- � ��� � ������
 � &	� � *�
� � @,, � B����� � ��� � 
����*�����
#���������$�����������!��� �����
	��������*�����������
�#������

�����!���$���������!	����
�������������(�#���1����!=� ���
�����������/���
���*�
	������"-�@C@J:�@,(�3�*�(�@CSK-�;��������
������$(�5��&�	���
������������
���
�
����������!������8��
��-
��������)�	��������
�������
��
���
�������� ���*���������

%��*���� � �� �3���������� ���� �����
������ ������
���� ���� ����
��� � 
	����
 � ��������
 � ����
�
��� � #��� � &	� � 5���� � �� � 5����
�������
 � �����
����������� � /��������$ � *�� � ���� � 8��
����
���
�� � ���� � . � 	��� �3�
���� � ����� �����*���� � 	��� � 
	�
�����
8��!�����.������*������&	�
�����(�

����������� 	 
������ 	 ��� 	 
����� 	 ����� 	 �����

�����	���������� 	�!�"�����	���	���#	�$�%$&'��(

@H� ���� � 
	���� � %�����������
�������� � !��� � ��� � ���� � ��

 �����������"�#	���� 8����������"$�����������(����
���	�
�������
������ 8����������"�*�������%�������������	���
���������������	4�
<����#���������������������������$�&	��5��&�	���
����#@SJH���

@CG,$- � ��� � ������
 � &	� � *�
� � @,, � B����� � ��� � 
����*�����
#���������$�����������!��� �����
	��������*�����������
�#������

�����!���$���������!	����
�������������(�#���1����!=� ���
�����������/���
���*�
	������"-�@C@J:�@,(�3�*�(�@CSK-�;��������
������$(�5��&�	���
������������
���
�
����������!������8��
��-
��������)�	��������
�������
��
���
�������� ���*���������

%��*���� � �� �3���������� ���� �����
������ ������
���� ���� ����
��� � 
	����
 � ��������
 � ����
�
��� � #��� � &	� � 5���� � �� � 5����
�������
 � �����
����������� � /��������$ � *�� � ���� � 8��
����
���
�� � ���� � . � 	��� �3�
���� � ����� �����*���� � 	��� � 
	�
�����
8��!�����.������*������&	�
�����(�

Weitere Exemplare zur Werbung € 0,50 plus Porto von:

ALTERNATIVE DRITTER WEG (A3W); 

Georg Otto; 31079 Eberholzen, Gänseberg 11; 

alternative-dritter-weg@t-online.de
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Rettung der Volksgesundheit, des Weltklimas, der Lebensräume der 

Menschheit und des Weltfriedens durch weltweite Pflanzenkost! 

In Nr. 03/07 der HUMANWIRTSCHAFT-HW regt Michael Schönfelder an, die politische Bedeutung des 
Vegetarismus darzustellen. Er weist auf den Gesundheitsverfall und auf Zusammenhänge zum Frieden mit dem Wort 
von Graf Leo Tolstoi hin: „Wer Schlachtfelder abschaffen will, sollte zuerst Schlachthäuser abschaffen“. Dieser Text 
von Georg Otto, Sprecher des Arbeitskreises Gesundheit der Bürgerinitiative A3W-ALTERNATIVE DRITTER WEG 
in Nachfolge des früheren BFL – Bund Freisozialer Lebensreformer, wurde in HW jedoch nicht veröffentlicht. 

In diesem Zusammenhang können andere wichtige Aspekte des 
Vegetarismus wie Tierschutz und Ethik, also Ehrfurcht vor dem 
Leben nur im Rahmen der Punkte der Überschrift angedeutet  
werden. In einer heutigen Befragung  nach dem Hauptnutzen 
einer Ernährung mit wenig oder ohne Fleisch, würde der 
gesundheitliche Nutzen mit Sicherheit auch von denen bejaht, 
die meinen, sie brauchten persönlich noch lange nicht auf 
Pflanzenkost umzusteigen. Vor 50 Jahren hätte die Frage 
vermutlich Kopfschütteln ausgelöst. Abgesehen von Mangel-
krankheiten der Kriegs- und Nachkriegsjahre waren die meisten 
Menschen mit der knappen Ernährung – und mit sehr wenig 
Fleisch – gesünder als heute. Und obwohl auch in der 
Vorkriegszeit der Fleischverbrauch sehr gering war, war der 
Begriff vegetarischer Ernährung kaum bekannt. Es gab lt. die 
„Vegetarien Society“ in England,  „VEBU“, Vegetarierbund für 
Deutschland, in beiden Ländern etwa je 100. 000 Vegetarier. 
Heute sollen es je mehr als 4 Millionen sein. 

Viele Menschen kommen aus gesundheitlichen Gründen zu 
einer mehr oder weniger reinen Pflanzenkost – viele bleiben 
Laktovegetarier mit Milchprodukten. Im Laufe der Zeit 
kommen Tierschutzargumente hinzu. Die meisten Tierfreunde  

opfern  Zeit und Geld für das Wohlergehen ihrer Lieblinge, 
nehmen dabei aber unbewusst den massenhaften Tod von 
Rindern, Schweinen, Pferden zur Herstellung des Futters in 
Kauf. Auch bewusste Tierschützer sind nur zum Teil Vegetarier 
und lassen wie alle anderen Menschen für ihre eigenes Leben in 
den Schlachthäusern jährlich Millionen Tiere töten.  

Wer sich weiter entwickelt, auch mit dem Kompromiss, nichts 
von toten Tieren zu essen (Laktovegetarier), aber grundsätzlich 
nicht für den eigenen Lebensunterhalt Tiere töten lässt, wird 
zum ethischen Vegetarier. Für ihn gilt Prof. Albert Schweizer: 
Der Mensch ist nur dann zum Töten anderer Lebewesen 
berechtigt, wenn es zur Erhaltung des eigenen Lebens nötig ist. 
Und das führt zur Abkehr von der Fleischkost, die absolut 
überflüssig, ja schädlich für die Menschen  ist. Das zeigt der 
katastrophale Zustand der kranken „Kultur“-völker mit 
Gemischtkost, der das Krankheitswesen unbezahlbar macht. 
Ohne Pflanzenkost geht es nun aber nicht. Dass es dabei besser 
geht, zeigt die gute Gesundheit sich vorwiegend pflanzlich 
ernährender Völker vor Übernahme denaturierter Zivilisations-
kost und starkem Fleischverzehr. Bei uns vor allem nach dem 
letzten Krieg mit der Explosion des Fleischkonsums.

Vom gesundheitspolitischen Nutzen einer vegetarischen Ernährung: 
Es wäre ein großer gesundheitspolitischer Erfolg, wenn immer 
mehr Menschen zu einer fleischarmen/fleischlosen Ernährung 
übergehen würden. Untersuchungen an Vegetariern verschie-
dener Zeiten und Länder bestätigten, dass diese länger gesünder 
bleiben. Auch vegetarisch lebende Sportler sind zu körperli-
chen Höchstleistungen in der Lage. Abgesehen vom Mangel an 
pflanzlichen Lebensmitteln durch Überschwemmungen und 
Dürren sind viele Völker in Asien bis zum Einbruch von 
industrieller Mangelkost (Konserven, geschälter Reis, 
Weißmehl und Zucker, Milchpulver usw.) oft Jahrhunderte lang 
auch ohne „Krankheitsindustrie“ gesund geblieben, zumal sich 
in solchen Kulturen Menschenzahl und Nahungsgrundlage in 
ökologischen Gleichgwichten einpendeln. Zur meist raschen 
Zerstörung der Gesundheit dieser Völker kam es, als diese 
durch den Übergang von  natürlichen Lebens- und Wirtschafts-
weisen zu einer mehr oder weniger starken Industrialisierung 
zerstört wurde. In Kolonialzeiten wurden diese Länder gewalt-
sam dem Eindringen „westlichen“ Kapitals und Produkten 
geöffnet. Heimische Produktion, auch traditioneller, vollwer-
tiger Lebensmittel, wurde zerstört. Heute, durch  Globalisie-
rungsdiktat transkontinentaler Konzerne im Bereich Nahrung, 
Saatgut, Dünge-Pflanzenschutzmittel, Pharma - GEN-Technik!  

Dieser Prozess läuft in den Industrieländern konzentriert und 
rasch in Richtung noch stärkerer Zerstörung der Gesundheit der 
Völker ab. Und wie fast überall fördern dies auch unsere 
Regierungen. Das zeigt sich an den Ergebnissen zahlreicher 
„Gesundheitsreformen“ incl. der letzten von rot-grün und 
schwarz/rot. Weil sie alle im Finanzbereich stecken bleiben, 
aber die Ursachen des gesundheitlichen Verfalls des Volkes im 
Bereich naturgemäßer Landwirtschaft und Ernährung nicht 
angingen, konnten sie weder diesen, noch die ständige 
Explosion der Krankheitskosten stoppen. So stolperten wir von 
„Reform zu Reform“ und die Gewinner sind neben den an der 

Zerstörung der Volksgesundheit gewinnenden Konzernen alle 
Berufe des sogenannten Gesundheitswesens, besser des 
Krankheitswesen . Die Zahl der dort Tätigen ist stark gestiegen, 
jedoch ohne Erneuerung der Volksgesundheit. Im alten China 
sollen die Ärzte umso besser bezahlt worden sein, ja stärker sie 
ihren Bezirk frei von Krankheiten  hielten. Das sollte ja 
eigentlich das Ziel aller Bemühungen um die Volksgesundheit 
sein, das aber in einer Wirtschaft mit hoher Arbeitslosigkeit 
nicht erreicht werden kann, weil dieses Ziel überschattet wird 
von der Angst um den Job-Verlust im Krankheitssektor, wenn 
die Menschen wieder gesünder würden. In einer Wirtschaft 
ohne Arbeitslose können im Laufe der Entwicklung sich 
ergebende Umstrukturierungen störungsfrei ablaufen, weil 
auslaufende Berufe in sich entfaltenden Sektoren, z. B. im 
Bildungswesen oder bei arbeitsintensiver Produktion 
hochwertiger Vollwert-Lebensmittel Platz finden. Dort werden 
mehr Arbeitskräfte benötigt, als bei der „auf Vorrat“ 
arbeitenden Massenproduktion entwerteter Nahrung. 
Gesundheitsbewusste Verbraucher interessiert schon heute das 
Herstellungsdatum weit stärker als der Ablauftermin oft erst 2-
3 Jahre nach der Produktion. Die Entwertung des Getreidekorns 
beginnt aber schon unmittelbar mit dem Mahlvorgang sobald 
Sauerstoff an das Mehl gelangt.  

Solche störungsfreien Entwicklungen brauchen eine 
ökonomische Grundabsicherung auch durch  Reformen der 
Geldordnung, die bewirken, dass Geld umlaufen muss, also in 
der Produktion durch Arbeit verdientes Geld auch wieder 
Nachfrage nach anderen Produkten und Diensten  halten muss. 
Die Logik des Kinderliedes „Taler, Taler du sollst wandern von 
1dem einen1 zu dem andern“ kann eben nur durch ein Geld mit 
Verfallstermin hergestellt werden, das seinem Kreislauf nicht 
zu entziehen ist. Damit würde sich auch Geld in die natürlichen 
Abläufe vom Werden und Vergehen einfügen.
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Das Beispiel Dänemarks im ersten Weltkrieg
bewies, dass von der Ernährungsseite, und zwar mit einer 
vorwiegend laktovegetarischen Kost mit geringem tierischem 
Anteil bei einer ohnehin knappen pflanzlichen Ernährung 
außerordentliche Erfolge bei der Bekämpfung der Volkskrank-
heiten zu erzielen sind. Dies war aber nur der Nebeneffekt der 
dänischen Kriegs-Ernährungspolitik. Vorrangig ging es darum 
das dänische Volk vor einer großen Hungersnot zu bewahren. 
Dazu erhielt der Naturheilarzt und Ernährungsreformer Prof. 
Mikkel Hindhede große Vollmachten. Er hatte u.a. in Selbst-
versuchen die nicht nur damals herrschende Ernährungslehre 
widerlegt, dass der Mensch täglich 118 Gramm 
Eiweiß mit hohem tierischem Anteil brauche. Er 
kam mit 25 Gramm aus Pflanzen aus und in seinem 
Krankenhaus sanken die Kosten für Medikamente 
um 75% und die Sterbefälle waren sehr gering. 

Dänemark lebte vom Export tierischer Produkte 
und musste dazu Futtermittel importieren. Beides 
wurde durch Blockade des Landes durch die 
englische und russische Flotte in Nord- und Ostsee 
verhindert, die eigentlich der Abschnürung Deutschlands, vor 
allem der deutschen Flotte, diente. Mit boden- und 
pflanzenvergeudender Viehwirtschaft waren die Dänen nicht zu 
ernähren. Hindhedes Maßnahmen: 1. Alles was an tierischen 
Produkten noch an Deutschland verkauft werden konnte, jetzt 
z. gr. Teil gegen Gold statt der allmählich inflationierten 
Papiermark, wurde abgesetzt. 2. Große Teile der Weiden, bis 
auf die für die herabgesetzte Milchversorgung benötigten 
Flächen, wurden umgebrochen zum Kartoffel-, Gemüse- und 

Getreideanbau. Diese liefern wesentlich mehr Kalorien für die 
Direkternährung der Menschen als die Umweg-
Fleischernährung. 3. Getreide gab es als vollwertiges mit 
Mineralstoffen und Vitaminen stärker versorgtes Vollgetreide 
(Mehl, Flocken, Brot). 4.  Wer mit denaturierten 
Weißmehlprodukten seine Gesundheit schädigen wollte, durfte 
dies gegen Aufpreis tun: Vollwertige Grundnahrungsmittel 
wurden verbilligt, Fleisch mit 40 gr. täglich rationiert. 

Auf Grundlage dieser knappen laktovegetarischen 
Vollwerternährung überstand das dänische Volk die 
Kriegsblockade ohne Hungersnot. Außerdem wurde 
bewiesen, dass in sehr kurzer Zeit die Gesundheit 
der Dänen wesentlich verbessert wurde. Prof. 
Hindhede ließ die Ernährungsumstellung 
wissenschaftlich begleiten. Hier die Ergebnisse: 

„Die Gesundheitsstatistiken stellten bereits 1916 
einen Rückgang der Sterblichkeit um 34% fest. 
Europa wurde 1917 auf Grund der kriegsbedingten 

Mangelernährung von einer starken Grippewelle erfasst. Sie 
forderte mehr Todesopfer als der gesamte Weltkrieg durch 
Kriegsereignisse. In Dänemark blieb jedes Steigen der 
Todesfälle über das niedrige Niveau von 1916 aus.“  Man kann 
es auch auf die Formel bringen: Die Getreidekleie mit ihrem 
hohen Anteil an Vitalstoffen (Mineralstoffe und Vitamine), die 
vor der Umstellung der Ernährung ins Viehfutter kam, wurde 
jetzt von den Menschen gegessen und hielt sie gesund und 
widerstandsfähig. 

Trotz guter Erfolge – Rückkehr Dänemarks an die Fleischtöpfe  

Nach dem Kriege kehrten die Dänen trotz der großartigen 
gesundheitlichen Erfolge des Zwangsvegetarismus zur 
Viehwirtschaft und Fleischernährung zurück. Vier Jahre 
reichten nicht, auch ein ethisches Bewusstsein zu bilden, das 
für ein lebenslanges Festhalten an der vegetarischen Ernährung 
vor allem dann nötig ist, wenn keine unmittelbare Not, auch 
keine direkte Gesundheitsnot dazu zwingt. In einem solchen  
Stadium meinen zwar viele sich zu befinden und wähnen sich 
gesund, tragen aber bereits die Keime späteren 
gesundheitlichen Verfalls als Folge langer Fehlernährung in 
sich. In kurzer Zeit erreichten die Dänen dann wieder das 
europäische Krankheitsniveau  

Der Staat würdigte die Verdienste Hindhedes nach einstim-
migem Beschluss des Reichstages mit einer Ehrenrente. Das 
Experiment zeigte auch, dass eine konsequente Ökosteuer mit 
Verteuerung der umwelt- und gesundheitsschädlichen Produkte 
und Verbilligung gesunder Vollwertkost durchaus machbar ist. 
Für die Lebensreformbewegung ist dies ein wichtiges 
Instrument für gesundheitspolitisches Umsteuern, besonders da 
es nicht nur um die gesundheitlichen Auswirkungen möglichst 
fleischloser Kost geht, sondern auch um die ökologischen  
Schäden der Fleischwirtschaft und den Erhalt des Weltfriedens. 
So „eroberte“ Dänemark ohne einen einzigen Schuss mehrere 
Provinzen dadurch, dass bei Pflanzenkost wesentlich mehr 
Menschen von einer Bodenfläche satt werden als bei Ernährung 
mit Fleisch. 

Die Ausdehnung der Ökosteuer auf die Fleischproduktion 
wurde erstmalig für das grüne Wahlprogramm 2009 beantragt. 
Die Frage wurde jedoch auf ökologische Rahmenbedingungen 
dieser Produktion reduziert und wurde so dem Antrag noch 
nicht gerecht. Näheres dazu in Nr. 68 ALTERNATIVEN. 

Die Bürgerinitiative A3W hat im Grundprogramm und in den 
Aussagen zur Bundestagswahl 2005, die sie den politischen 
Parteien bisher allerdings ohne Reaktion angetragen hatte,  
steuerpolitische Forderungen für eine konsequente 
Gesundheits- und Ökologiepolitik als Einstieg in eine neue 
Ernährungs-, Umwelt- und Friedenspolitik formuliert. Sie 
stehen auch allen NWO-Organisationen für eine Reform der 
Geld- Boden- und Steuerordnung und der Lebensreform – und 
Vegetarierbewegung für eine neue und politische Strategie 
offen. Sie sollte zum geeigneten Zeitpunkt zu eigenen 
politischen Offensiven einschließlich eigener 
Wahlbeteiligungen führen, wenn sich die politisch etablierten 
Kräfte auch durch Anstöße von außen nicht für eine neue 
Politik zur Rettung des Lebens gewinnen lassen. Gerade die 
Vegetarierbewegung sollte diese Strategie diskutieren, wenn sie 
2008 beim vegetarischen Weltkongress in Dresden des 
hundertsten Jahres der Gründung der Weltvegetarier-Union, 
eben in Dresden, gedenkt. 

Die Anhänger der NATÜRLICHEN WIRTSCHAFTSORD-
NUNG Silvio Gesells, sollten ihre Strategie auch überdenken 
und beherzeigen, dass Silvio Gesell selbst überzeugt war, dass 
zum geeigneten Zeitpunkt, eben auf den letzten hundert 
Metern, „geschossen“ werden muss. Der Antimilitarist und 
Friedenspolitiker Gesell kann damit nur den Kampf um die 
politische Macht mit dem Stimmzettel gemeint haben, zumal er 
die Demokratie für die am wenigsten schädliche Staatsform 
hielt. Im übrigen war Gesell Vegetarier und lebte in den letzten 
Jahren in der Vegetariersiedlung Eden nördlich Berlin. Auch 
während der Haft nach seiner Arbeit als Volksbeauftragter für 
Finanzen der bayrischen Räterepublik 1919 setzte Gesell vege-
tarische Kost durch.    
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Fleischproduktion – Umweltzerstörung - Klimakatastrophe – vegetarische Alternative. 
Menschen werden erst mit dem Fleischverzehr geschädigt, die 
Natur bereits bei der Fleischproduktion. Einmal durch den 
hohen Bodenverbrauch für große Weideflächen und den stark 
gestiegenen Futtermittelanbau für Massentierhaltung. Mit dem 
steigenden Lebensstandard in den Industriestaaten  kam es zum 
explosionsartigen Anstieg des Fleischverbrauchs. Noch vor 
dem ersten Weltkrieg galt, dass nur am Sonntag Fleisch auf die 
Teller kam. Heute ist es Regel, an jedem Tage Fleisch und 
Fleischprodukte in großen Mengen zu essen.  

Nach Dr. Franz Alt  (ARD-Sendung v. 7. 10. 1986 „Unser 
Fleischkonsum schädigt die 3. Welt“) stieg in den  letzten 30 
Jahren der Fleischverbrauch um das Vierfache auf 90 kg. je 
Person und Jahr. Heute dürften das bereits mehr als 100 kg. 
sein. Auf das Lebensalter berechnet 126 Zentner.  

Regel war auch, dass Bauern nur wenig  Futtermittel zukauften. 
Überwiegend lebten die Bauern vom Pflanzenanbau für die 
menschliche Ernährung. Diese Begrenzung der Fleischproduk-
tion auf die eigene Fläche spielte noch 1978 beim ersten grünen 
Wahlprogramm der GLU-GRÜNE LISTE UMWELTSCHUTZ 
Niedersachsen eine Rolle. Der Autor wirkte daran mit. 

In den Kulturlandschaften Europas hielten sich die Ansprüche 
der Menschen mit der Regenerationskraft der Natur die Waage. 
Was das eigene Land nicht lieferte, wurde als Nahrungsimport 
durch Exporte der Industrie gedeckt, die in Industrieregionen 
schwerste Naturschäden auslösten. In den Tropen, aus denen 
steigende Fleisch- und Futtermittelmengen kommen, wurde in 
den letzten 50 Jahren die Natur - vielfach für immer – zertört. 
Für Weiden und Futtermittel wurde der Regenwald, die Lunge 
der Erde, abgebrannt und bei den Menschen Hunger ausgelöst. 
Unter dem Großgrundbesitz musste die  

Produktion heimischer Lebensmittel, z:B. heimische Bohnen 
der asiatischen Soja, an sich ein wertvoller Einweißträger für 
die Menschen, dem Anbau als Futtermittel für den Export 
weichen. Millionen Menschen wurden in die Elendsviertel der 
Riesenstädte vertrieben oder fristen als Brandroder ein 
kümmerliches Leben, weil Urwaldboden für dauerhafte 
Landwirtschaft ungeeignet ist. Das gilt auch für die großen 
Futtermittelexporteure, die mit Dünger den Verfall der 
Bodenfruchtbarkeit verzögern. Nach einigen Jahren müssen 
Kleinbauern wie Großagrarier neue Urwaldflächen roden. 

 

Der Fleischhunger Europas und der USA - eine Hauptursache der 

Zerstörung der Tropenwälder und des Klimawandels. 
 
Die Explosion des Fleischverbrauchs im Norden ist neben dem  
Tropenholzexport und der Ausbeutung der Urwalderde  nach 
Rohstoffen eine Hauptursache der Zerstörung 
der Lebensgrundlagen vieler Völker und für 
die Klimakatastrophe, die auch den Norden 
trifft – durch die nicht zu stoppenden 
Völkerwanderungen von Süd nach Nord. 
Davon erleben wir jetzt „bescheidene“ 
Anfänge und schon dabei verbluten jährlich 
hunderte Flüchtlinge am Grenzzaun zwischen 
USA und Mexiko und es ertrinken tausende 
Flüchtlinge um die Kanaren und im 
Mittelmeer. Immer mehr Regionen der Erde  

 
werden immer stärker unbewohnbar. Der dritte Weltkrieg um 
die letzten noch besiedelbaren Regionen der Erde hat bereits 

begonnen.. 

Selbst die FAO, die 
Welternährungskommission der UNO, die 
durch ihre bisherige Politik weltweit den 
Fleischverbrauch förderte und in die Höhe 
trieb, beginnt die Probleme zu erkennen, 
ohne vorerst von ihrer verfehlten Politik 
abzulassen. Die Zeitung „Natürlich 
vegetarisch“ 3/07 berichtet ausführlich über 
sie. Daraus geben wir die folgenden FAO-
Fakten stichwortartig wieder: 

1. 70% des abgeholzten Amazonasurwaldes wurden Viehweiden, auf einem Großteil des Restes wird Viehfutter angebaut. 

2. Die FAO erwartet eine globale Zunahme der Fleisch- und Milchproduktion bis 2050 um das Doppelte. 

3. 68% des weltweiten Ammoniakausstoßes geht zu Lasten der Viehwirtschaft. Er fördert Sauren Regen bes. in Regionen 
mit Massentierhaltung. Viele Fachleute schätzen Ammoniak für gefährlicher, 21mal aggressiver als CO-2 ein. 

4. Nutztiere verbrauchen weltweit 8% des Trinkwassers, die Menschen nur 1% incl. Trinken, Duschen, Industrie. 

Die FAO fürchtet, dass selbst Umweltaktive und Politiker 
„den wahren enormen Auswirkungen der Viehwirtschaft auf 
Klima, Biodiversität/Artenvielfalt und Wasser nicht die 
angemessene Aufmerksamkeit schenken“. Sie fordert, dass 
die Preise von Fleisch und Futtermitteln die Kosten der 
Umweltzerstörung enthalten sollen, um sie so zu verteuern, 
dass die Menschen auf Pflanzenkost umsteigen. Obwohl den 
Regierungen dies vorliegt,  wurden bisher daraus keine 
Konsequenzen für die tägliche Politik gezogen. Dagegen hat 
die SVV – Schweizer Vereinigung für Vegetarismus ihren 
Politikern und Parteien diese Studie übersandt und 
erstaunlich viele positive Reaktionen erhalten. Auch die 
EVU-Europäische Vegetarier-Union hat in einer Erklärung: 
„Die vegetarische Antwort auf das Welthungerproblem“ 
nationale und internationale Entscheidungsträger mit den  

Problemen vertraut gemacht und u. a. gefordert, 1. 
Subventionen für Fleisch zu stoppen und statt dessen in 
nachhaltige Hilfsprogramme zu investieren, 2. dass 
anerkannt wird, dass ein Leben ohne Fleisch möglich und 
vorteilhaft für Menschen und Umwelt ist und eine gerechte 
Verteilung der Weltressourcen erlaubt. 

Die Furcht der FAO, Umweltforscher übersehen das 
Problem, erfüllte sich 2008 – im Jahr des vegetarischen 
Weltkongresses in Dresden - indes nicht. Vielmehr brachten 
auch Tageszeitungen große Berichte mit  Bildern, über die 
Studie der Verbrauchergruppe Foodwatch: 1kg.Schweine-
fleisch komme der CO 2 – Last von 26 km Autofahrt und 1 
kg. Rindfleisch der von 113 km gleich. Wie die FAO fordert 
auch Foodwatch eine Steuer auf Fleisch und Futtermittel.
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Krieg und Frieden ist auch eine Ernährungsfrage!  
Leo Tolstoi lag mit der Gleichstellung von Schlachtfeldern und 
Schlachthäusern richtig. Der tägliche Umgang mit  Massentö-
tungen hochsensibler Tiere und ihren Produkten verroht 
vielfach die menschliche Seele. Dadurch wird der Grat zum 
Töten von Menschen schmal. Beim Verbraucher kommt im 
wohlsortierten und sauberen Fleischerladen von dem blutigen 
Gemetzel hinter den Mauern der Schlachthäuser nur wenig an. 
Auch weil  gilt, ohne Fleisch und Töten von Tieren gehe es 
nicht und Kriege habe es auch schon immer gegeben, ist der 
Widerstand gegen Töten von Menschen im Krieg gering. 

Auf die Bodenvergeudung bei der Fleischproduktion wurde 
schon verwiesen. Als Faustregel gilt: Von der Bodenfläche, die 
bei Pflanzen-Fleischkost einen Menschen ernährt, 
werden bei laktovegetarischer Kost 7 Menschen satt 
und bei reiner Pflanzenkost (vegane Ernährung) 10 
Menschen. Trotz  Vermehrung der Menschen auf ca. 
6 Mrd. brauchte es keinen Hunger zu geben, wenn 
die Ernährung stärker pflanzlich wäre. Erst die 
Ernährung mit Fleisch führt auch ohne 
Überschwemmungen und Dürren, die vielfach 
Fernwirkungen vom fleischbedingten Raubbau an 
den Wäldern sind –  infolge des großen Bodenbedarfs der 
Viehwirtschaft  zu Hunger und Unterernährung. Gerade in 
Regionen, in denen der Boden mit Weiden = Direktexport  von 
Fleisch und Futtermittelanbau für den Export - vergeudet wird, 
statt die Bevölkerung von einem Minimum dieser Böden 
ausreichend und gesund pflanzlich zu ernähren. Der Boden als 
Basis der Ernährung kann nur indirekt durch bessere 
Agrarmethoden mit der Bevölkerung mitwachsen. So gibt es 
ein latentes Unterangebot an Lebensmitteln zur Bevölkerung. 
Dann entstehende Spannungen führen zu Kriegen um die zu 
eng gewordenen Nahrungsräume.  

Unter kapitalistischen Zwängen steht die Kapitalverwertung 
(Verzinsung) vor der Deckung der Bedürfnisse der Menschen. 
Die Kriege der Neuzeit werden vom Rüstungskapital 
angetrieben und von den Interessen der Rohstoff- und 
Energiekonzerne, sich die letzten noch nicht beherrschten 
Rohstoffe zu sichern. ALTERNATIVEN ging mit dem Aufsatz 
von Kornelia Halach „Rüstung, Krieg und das liebe Geld“ 
darauf ein. Der Text steht als vierseitiges Flugblatt zur 
Werbung bereit. Auch dieser Text, der jetzt in der Zeitung 
ALTERNATIVEN der BI A3W – ALTERNATIVER 
DRITTER WEG erscheint.   

Die zunehmende Zerstörung der Lebensgrundlagen der 
Menschen durch die Klimaveränderungen, an denen die 
Fleischwirtschaft stark beteiligt ist, wird künftig stärker zu 
Vertreibungen und Flucht von Millionen Menschen führen. 
Innerhalb der Staaten durch Flucht in die Elendviertel der 
Großstädte  und zu (Ausrottungs) - Kriegen zwischen den 
Völkern um noch besiedelbare Regionen. Die Fleischwirt- 
schaft bindet riesige Kapitalen zwecks „angemessen hoher 
Verzinsung“. Insofern ist eine Politik des Zinsabbaues und der 
Überwindung der Vorherrschaft des Geldkapitals vor der Arbeit 
ein Weg die Herrschaft des Fleischkapitals in den Tropen wie 
im Norden zu dezimieren. Die Idee der fleischfreien Ernährung 
kann dann auch in Kindergärten, Schulen, Universitäten, 
Krankenhäuser Eingang finden. Mit der sinkenden Nachfrage 
aus dem Norden können diese zerstörerischen Prozesse noch 
gestoppt und in einen allerdings sehr langsamen Prozess der 
Erneuerung der Natur umgelenkt werden. Die Menschen 
können mit vorwiegender Pflanzenkost wieder in 
ausreichenden Lebensräumen existieren, die mit Fleischkost 
rettungslos „übervölkert“ sind. Dänemark ist ein Beispiel dafür! 
Mit der Ausbreitung der Menschen über die Erde und mit 

natürlichen Klimaverschlechterungen (Eiszeiten) ging der 
Übergang vieler Menschengruppen von einer ursprünglich 
stärkeren Pflanzenkost als Sammler zur Fleischkost als Jäger 
einher. Jäger brauchten große Reviere. Zwischen den Horden 
wurden die ersten Kriege um Jagdgebiete, dann um Viehweiden 
und Wasserquellen, schließlich auch um Ackerland und um 
Rohstofflager (Feuersteine, Kupfer, Zinn) geführt.  

Tolstoi deckte die Zusammenhänge auch privat auf.  Hatte er 
Gäste, so ließ er ihnen die Wahl: Wer Fleisch essen wollte, dem 
band er ein lebendes Huhn ans Stuhlbein und legte ein scharfes 
Messer auf den Tisch! Völker, die aus klimatischen Gründen 
und in Urwaldregionen ihre Existenz von der Jagd fristen 

müssen, wissen um diese Zusammenhänge und 
entschuldigen sich in kultischen Zeremonien bei ihren 
Opfern. 

Warum vergeudet Fleischverzehr Boden und 
pflanzliches Futter und warum bleibt zu wenig für die 
Menschen übrig? Tiere und Menschen unterliegen 
gleichen Gesetzen: Ihre Nahrung dient nur dem 
Betriebstoffwechsel, der Erhaltung des Lebens. Was zu 

viel gegessen wird, führt beim Menschen zur Verfettung und 
macht sie krank. In der freien Wildbahn nehmen Tiere nur 
soviel Nahrung zu sich, wie sie brauchen um leistungsfähig zu 
bleiben. In den Mastbetrieben werden sie zwangs-überfüttert 
und werden stoffwechselkrank. Erreichen sie ihr erzwungenes 
Schlachtgewicht, erst dann bleibt für die Menschen etwas  k r a 
n k e s  übrig. Und dazu ist der Gang zum Schlachthof 
unumgänglich, auch für die „glücklichen“ Tiere vom Biohof.  

Je nach Tierart ist die Pflanzen- und damit Bodenverschwen-
dung unterschiedlich hoch. Besonders hoch sind die Verluste 
beim einjährigen Mastochsen. Er braucht ca. 90% allen Futters 
für seine Erhaltung und gibt nur ca. 10% seiner 
aufgenommenen Kalorien als Nahrung für die Menschen ab. In 
der Regel liegt das Verhältnis bei 60-80% Verlust zu 20 – 40% 
„Nutzen.“ Mit den Verlusten könnten die Menschen 
ausreichend pflanzlich und dabei gesund ernährt werden, die 
heute vor allem in den Entwicklungsländern unternährt sind 
oder gar verhungern. 20 Millionen Kinder sollen es jährlich 
sein. Abgesehen von Kriegen um die Rohstoffe und um die 
„angemessene“ Verzinsung des Kapitals, die durch Reformen 
des Boden.- und Weltrohstoffrechts und durch ein Geldwesen 
mit Zins um null einer Lösung zugeführt werden können, sind 
die kommenden Kriege um die bei Fleischkost immer  knapper 
werdenden Ernährungs = Bodenreserven nur  n o c h  durch 
totale Änderungen der Ernährung der Völker  zu verhindern. 
Ohne bewusste vegetarische Politik ist das nicht mehr zu 

schaffen! Der Arbeitskreis Gesundheitspolitik in der 

Bürgerinitiative DRITTER WEG wird dafür Vorschläge 

erarbeiten. 

Adressen: VEBU – Vegetarierbund und Zeitschrift „natürlich 
vegetarisch“ 30159 Hannover, Blumenstr. 3 – www.vebu.de 

Bürgerinitiative A3W –Alternative Dritter Weg Georg Otto: 31079 
Eberholzen, Gänseberg 11 –- www.alternativen.biz  -  mail: 
alternative-dritter-weg@t-online.de- weitere Ex. € 0,50 + Porto  

Informationen über das dänische Beispiel und der Aufsatz von Franz 
Alt sind aus der Zeitschrift  „Der Gesundheitsberater“ der GGB – 
Gesellschaft für Gesundheitsberatung, Dr. Max Otto Bruker Str. 3 – 
56112 Lahnstein    

Interessenten für einen Arbeitskreis  GESUNDHEIT – 
VEGETARISMUS –POLITIK melden sich bitte bei G. Otto. 
Forderungen nach einer vegetarischen Politik sind in die Parteien und 
pol. Verbände des demokratischen Spektrums hineinzutragen und 
stärker in der vegetarischen Bewegung zu vertreten.  
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